










































































Abschlußerklärung des Münsteraner Chile-Kongresses 
Zehn Jahre Militärdiktatur in Chile. Zehnter Jahrestag des Putschet 
gegen die Ikmokr.ttic und dei Todes von 5alvador AJlcndc. Die Be­
wegung der internationalen Solidarität mit Chile in du BRD in an­
läßlich dieses Datums zu einem "Kongrtß MilitärdiktatuTund 
Imperialismus in Chile und Lateinamerika" zusammengekommen. 

Grund unl'Cr'u Treffens ilt Erinnerung 
Erinnerung an die Zeit der Regierung der Volkseinheit und ihU$ 
Präsidenten Salvador AJlende in den Jahren 1970-73. Die Zeit, in der 
das o;hileniKhe Volk daran ging, seine wirkliche Unabhängigkeit von 
den Zentren des hnpocrialismus zu ukämpfcn, daran ging, endHch ein 
Leben "frei von Furcht und Not" 'Zu fUhren. Die Zeit, in der dieses 
Volk allen Völkern der sog. "Dritten Welt" dit Perspektive eines 
hiSlorischen neuen Weges zur Errichtung einer menschlich"n, gerech­
ten, demokl"3.tischen und freien, einer sozialistischen Gesellschaft 
aufzeigte. 

Grund unseres TrefrenJ ist Trauer 
Wir trauern um den Genossen Salvador Allende, den bis heute letzt,m 
demokratisch legitiminten Präsidenten der Republik Chile. Wir trau· 
ern um tausende Opfer des Putsches, um unzählige verschwundene 
politische Gefangene, um die Opfer staatlichen Terrors der vergan· 
genen 10 Jahre, um die vielen chilenischen Demokraten, die im Exil 
sterben mußten. Wif trauern um den ennordeten Sanger des ganzen 
Am"rika, "unseres Amerika", Victor Jara. 

Grund unsere. Treffens ut Ankl. 
Die chilenischen Verantwortlichen fUr den Putsch und fUf die Opfer 
der Diktatur sind bekannt. Allen voran der Hochverräter Pinochet, 
der noch im August 1973 als Oberbefehlshaber der Streitkräfte den 
Treueid auf das demokr-.. tisehe Chile schwor. Die fUhrenden Reprä· 
sentanten der chilenischen Streitkräfte, der Sicherheitsdienst und der 
nationalen Großbourgeoisie sind die Verantwortlichen für Leid und 
Elend des chilenischen Volkes. 
Zur Aufrechterhaltung der Diktatur mußte und muß das Regime der 
Menschenrechte mit voller Absicht systematisch verletzen. Die Form 
der Menschenrechtsverletzungen in Chile haben sich im Verlauf der 
Jahre verändert - nicht jedoch ihre terroristische Substanz. Der Preis 
der von der Diktatur im Bündnis mit dem Finanzkapital durchgeseu· 
ten liberal-kapitalist ischen Wirtschaftspolitik bestand - auch schon 
lange vor der heutigen Wirtschaftskrise - für das Volk nur in Elend 
und Hunger in einer für Chile historisch unbekannten Dimension. 
Trauer und Repression, der Krieg gegen das eigene Volk, sind für das 
Überleben der Diktatur notwendig. Ohne die Unterstützung der Dik­
tatur durch den Imperialismus der USA ist dieses Überleben jedoch 
auch nicht möglich. Nicht einmal der Putsch vom 11. September 
1973 wäre ohne die in den Jahren von den U',A in 
Chile betriebene möglich Ohne die 
tägliche und langjahrig politische, Ökonomische und militärische 
Untersllitzung der Militärdiktaturen Lateinamerikas - nicht nur der 
in Chile - dun::h die USA, wäre keine dieser Diktaturen existenzfä· 
hig. 
Desungeachtet ist es jedoch nicht so, daß die Verantwortlich .. n für 
die Unterdrückung in und Lateinamerika nur in den USA zu 
suchen sind. Transnationale Konzerne nicht nur der USA, sondern 
auch J apan!, der URD und andaer Länder nu!%en gemeinsam das 
"giinstige in groS .. n Teilen Lateinamerikas, d.h. 
die Ausbeutung der dort lebenden Völker. 
Zu viele Politiker unseres Landes schweigen zu den Vorgängen in 
Dlile wie auch in Zcntralamerika. Viele legitimierten den PutKh von 
1973 und den andauernden Terror da Diktatur. Im Jahr 
nachdem deutsche di .. Macht an flitler über­
geben hat, Vi .. isen wir daraufhin, daß die, die heute zu Lateinamerika 
schweigen, im Zweifelsfalle nicht das Grundgesctz UnSCrer Republik 
achten werden. 

Grund UnKTe. Treffens i.l Aufruf zur SolidariLit mit Mn Völlu:rn 
Zcntralamerikas ( ... ) 
Die Solidaritätsbewegung in der BRD muß die Revolution in Nikara­
gua mit allen ihr zu Gebote Mitteln verteidigen. Sie muS 
dies tun nicht nur im Interesse des nikaraguanischen Volkes, sondern 
mineLbar auch im der Völker EI Salvadors und Guatemalas. 
Die chilenische Erfahrung l .. hrt, daß Niederlagen der revolutionären 
Ikwegung ihren langfristigen Preis haben. Unterstü!%ung der 

in Nikaragua ist in der SoJidariläl5b .. wegung der BRD 
nicht unumstritten. Ungeachtet legilima und notwendiger Disku .. 
sionen üb .. r Entwicklu ngen in Nikaragua bl .. ibt festzuhaLten, daß das 
Ohcrleben der Revolution in Nikaragua dem,mtare Vorausscuung 
der Befreiung Zentralamerikas ist. Gleiches gilt bei aUen Unterschie· 
den auch für Kuba. 
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Grund unKrei Treff .. nl iSI Hoffnung 
Di .. Diktatur zeNtöne das demokratische Chile. Sie konnte jedoch 
nicht in den vergangenen 10 Jahren das demokratische 
und den Widerstand des chilenischen Volkes zerstören. Terror und 
Angst vennochten allenfallS einzuschüchtern. Über langejahre soUte 
das Wort des im September 1973 gestorbenen Pablo Neroda seine 
bittere Berechtigung behalten: "Chile - ein stilles Vi .. tn.am". 
Heute, fast I 0 Jah re: später ist diese Stille durchbrochen. Die erfolg· 
r .. ich durchgdührten nationalen Ausstände und Protestaktionen am 
11. Mai und am 14. Juni ] 983, der am 23. Juni begonnene unbefri· 
stete G .. ncralstreik bedeuten eine grundsätzlich n .. ue Qualität im 
Kampf um die Wiederherstellung der Demokratie: die Diktatur ist in 
der Defensive; sie klammert sich an die ihr verbliebene militärische 

Das Volk hingegen hat seine Angst überwunden, kämpft wie· 
der auf der Straße. 

Diese Entwicklung hat eine langjährige Geschichte und ist nicht nur 
mit Verweis auf die katastrophale Wirtschaftslagl' zu erklären. Eben· 
sowenig kann in dem Wechsel großer Teile des Bürgl'rtums in dM 
Lager der Opposition die alleinige Ursache geseh .. n werden. 1m Blick 
auf die verbotenen Parteien, auf Gewerkschaften,Jugendorganisatio­
nen, Kuhurgruppen, Organisationen der Obdachlosen, Menschen· 
rechtsgruppen etc. hat .. in zehnjähriger Kampf zur "Rückeroberung 
Chiles" U. Cortazar} stattgefunden, in dem die Bedingungen rur die 
heutigen Kampfformen .. rst schrittweise geschaffen wlOrden. 

Grund Treffens in VerpOichtung 
Keine demokratisch I .. gitimierte Regierung dieser Welt könnte Sich 
angesichts der volhitändigen politischen und ökonomuehen Zerrüt· 
tung eines Landes, so wie sie heute in Chile zu Tage liegt, 
auch nur eine Woche lang im Amt halten. Daß Pinoehets Macht bis 
heute be$leht, hat drei entschddende Gründe: 
1. Noch vafUgt die Diktatur über die breite Unterstützung der 

Streitkräfte. 
2. Die Diktatur verfügt über ein(O starke Unterstützung der USA. 
3. Der t;inigungsprozeß der demokratischen Opposition hat troU 

aller sichtbaren Fortschrille noch nicht zur Herausbildung einer 
übenC'\lgenden politischen Alternative gertihrt. 

Auch noch nach lO Jahren best .. ht die dringende Notwendigkeit der 
internationalen Solidarität mit Chile. 
Die Teilnehmer des Kongresses "Flir Chiles Freiheit!" grüßen das um 
seine Freiheit und Demokr,lIie kämpfende chilenische Volk und er­
klärcn ihre uneingl'schriinkte Solidarität. Unkre besondere Solidari­
tät gilt dem "Nationalen Kommando der Arbeiter", in dem wir den 
fortgeschrittensten Ausdruck des Eimgungsprozess .. s innerhalb der 
Opposition erkenn .. n. 
Von der R .. gierong fordern wir: 
• die sofonige Freilassung von Rodolfo Seguel! 
• die sofortige Freilassung aller am 14. Juni und später Verhaft .. tenl 
• Freilassung aller politischen Gefangenen! 
• Wieder .. instc!lung der aus politischen Gründen entlassenen Kupfer· 

arbeiter! 
• Aufhebung aller Verbannungen und 
• Bedingungslose Rlickk .. hrmöglichkeit alkr Exilierten! 
• Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen! 

Oie Bundesregierung fordern wir auf: 
• sich in ihrer Politik gegenüber Chile die vorgenanntell Positionen 

zu eigen zu mach(On und dlcse auch in internationalen Gremien, 
vor aU(Om auf der der Verdnten Nationen deutlich zu 
mach .. n; 

• jegliche politische, ökonomische und militärische Unter.;tützung 
der Diktatur zu unterlassen, d.h. vor allem die vorgesehene Liefe­
rung von zwei U·Booten an Olle zu unterbinden; 

• das im Grundgesetz verankerte Asylrecht, welches zahllos.:n Chile· 
n<,n seit] 0 Jahren lebenswichtig war und ist, zu wahren. 

Den Deutschen Gewerkschaftsbund sowi .. alle EinzdgewerkschafLcn 
rufen wir auf, die ihnen zur VerfUgung stehenden Mittel zur Unter­
stützung dcr chilenischen Arbeiterbewegung und inshesondere des 
.,Nationalen Kommandos der Arbeiter" verstärkt einzusetzen. 
Di<, demokratische öffentlichkeit in der Bundesrepublik rufen wir 
allf, die Solidarität mit Chile politi:;ch und mat<'fidl erneut zu bele­
ben und zu ver.;lärken. 
Als Träger der in du BRD erklaren die 
Teiln<,hmer des Kongresses ihren Willen, die auf diesem Kongreß 
verwirklichte Zusammenarbdt der unt<'fSchiedlich\l<"n Solidaritäts­
grupp<:" auch in Zukunft fortzuktzen. 
FO RCHILES FREIHEIT! 
FüR DIE FREIHEIT DER VOLKER LATEINAMERIKAS! 
Münster, 26.Juni 1983 



Internationales Ferienlager Salvador Allende 
Die Koordination der Chilenischen Linken in der Bundc$Tcpublik 
und der Arbeitskrcis Chile-Solidarität Kiel fUhrte in der Ü'i\ vom 
22.-.'H. Juli 1983 in Notr bei Kiel das Inte rnationale Sommerlager 
Salvador AJlcnde durch. Daran nahmen etwa 200 Menschen teil, die 
Hälfte von ihnen E:.;il·Chilenen aus der BRD und Westberlin. 

Kiel war als Veranstaltungsor! gewählt worden, weil sich diese Stadt 
in den letzten J ah ren zu einem Tummelplatz hundener Militän aus 
LateinameTika und der zugehörigen Geheimdienste entwickelt ha i. 
Hier werden auf der Howalduwerft (HDW) Kricgnchiffc. vor allem 
U-Boote, ruf Diktaturen in aller Weh hergestellt. Seit S Jahren wer­
den zw<"i U-Boote ruf das faschistische chilenische Militärregime ge­
baut und die chilenische Marine unterhält ein Büro in Kid. Außer 
den Chilenen werden zur Zeit Militärs aus Kolumbien, Peru und 
Ekuador ausgebildet. 
Oie Schaffung von Kapazitäten in der Krieg!lprodu kt ion haI bei der 
HDW "Sachzwänge" geKhaffen: Nur dun:h immer neue Riistungs­
aufträge können angebli<:h die Arbeitsp lätze gesichert werden. 
Gleichzeilig gibt el im zivilen Schiffbau Massenentlassungen. Das 
Vontandskonzept de5 bundeseigenen Konzerns sicht die Emlassung 
von 4.000 Beschäftigten vor, die restlichen 3.000 Arbeiter und Ange­
IIteliten sollen dann ausschließlich profitable KriegsKhiffe bauen. 
Der Zusammehang zwischen der Unterstü\2ung faschistischer Regi· 
mes, verstärkter Kriegsproduktion und der dadun:h verursachten 
Vernichtung von Arbeitsplätzen liegt in Kiel auf der Hand. 
Mit dem In terna tionalen Sommerlager sollte versucht werden, ge­
meinsame Aktionen von Solidaritäts- und Friedensbewegung an dem 
konkreten Projekt " Keine U-Boote fiir Chile" dun:hzuführcn. 
10 Tage lang haben 200 DeulSChe und Chilenen sehr eng miteinander 
gelernt, zusammen gebadet, gegessen, ge tanu und diskutiert_ Oie 
Form des Zeltlagers ermöglichte z_B . die Teilnahme von mehr ab 50 
Kindern mit ihren Eltern, d.h. es waren viele Leute in Kid, die bei 
anderen Aktionen meistens zu Hause bleiben mii5sen, Die solidari­
s.:hen Atmosphäre, die Jich dabei trotz vieler organisatorischer 
Mängel und du sehr unterschiedlichen politiKhen Standpunkte cnt­
wickelte, ist aus unserer Sicht ein Erfolg des Lagen. 

Kiel - Zenuum des Rüslungsexports 

Auf dieser Basis war eS dann möglich, zwei im wesent lichen gclun­
~ne AktiollStage durchzuftihn:n. Für beide Tage hatten wir Ull! den 
rund um die HDW gelegenen Arbeiterstadttei! ausgesucht (bunde,­
weit berücksichtigt dun;h den 10~Stimmenanteil der Nazi-liste 
"Au~lände .. Stop" bei den Kommunalwahlen). 
Am AktiollStag "Gegen NATO-Raketen - ftir Abrüstung in 051 und 
West" wurden den lr .. nzcn Tag iiber vor der Werft und im Stadtteil 
Flugblätter verteilt_ Zum Ab§chluß de. Tag.,s führten wir dann vor 
d.,m \\'erfuor mit 150 Teiln~hmern ein.,n "Mtnsehenteppich" durch 
und informkrtcn üb~r die Folg~n eines Atomkrieges rur das Rü­
slUngszenlrom KieL OberrdS<:hend war fUr uns in d<:n vorbereitenden 
Diskussionen im Lagt'r, daß die Zusammenhii.ng~ zwischen Friedens­
und Solidarität>aktioncn nicht "on all~n g .. w:hen wurden. 

Politischer Höhepunkt war dann der Aktionstag "Keine U-Boote fUr 
Chile - Gegen Krieg!lproduktion und Massenentlassu~n"_ Begleitet 
von F1ugblall-Aktionen, Info-Ständen und Straßentheater, fUhrten 
wir mit nahezu allen Lagertcilnchmenl eine einniindigt' ßlod:ade der 
Abteilung Kriegs.chiffbau durch. 
Trot~ eine' direkten Zusammentrdfens mit Angehörigen der chileni­
Khen Marine "ährend der Blockade gelang es, die Akt ion friedlich 
und so wie geplant Zu beenden. Die Aktionsform der Blockade war 
von uns bewußt im Hinblick auf die Herbstaktionen der Friedens· 
bewegung gewählt worden_ 
Wir haben den Verlauf insgesamt als Erfolg cinge'ehätzt. Das gilt vor 
allem für die Teilnehmer ~]bst; fUr fdSt alle war es eine neue Erfah­
roug, Da es an den meisten möglichen Bloekadepunkten wenig direk­
tes Publikum gibt, weil sie außerhalb von Sudten oder InduSlriege­
bict<-n liegcn, ist das politi~dle Ergebnis liberwicgend von der HaI­
tuni\ der I'rnk abhängig. Hier liegt die w~'S<:ntli<;he Schwii<:he von 
810~kaden - wahrschcinli<;h wird es notwendig §cin. für den Herbn 
intensiver übn Aktionsformen nach~ude"kcn , die dort durchführbar 
sind, wo wir vi,-Ie Menschen erreich,-n. 
in dieser Hinsicht waren z.B_ die an$Chließ.-nde Chile-Demonstration 
in di<: Innl'nstadt und di.' Aktionen der Straßenthcatergroppc wirk­
>.lmer als die 8hx.kade. Vom politi~chen Programm 'l:U erwahn.:n sind 
noch die beiden Solidarilätsveranstaltungen: das Abschlußfestival 
mit KinderfeSt in Kid und das Meeting anläßl ich des 30. J ahrcstai':es 
d.-s Sturms auf die Moncada-Kascrne in Kuba am 26. Jul i_ 
Neben der ak tudlen Situation in Chile stand vor alkm die Solidarität 

mit den Völkern Mittdamerikas im Vordergrund_ Eine Spenden· 
sammlung für das Volk Nikaraguas brachte 300 D~1. 
Wir haben 6 Monate an der Vorbereitung gearbeitet . Unserer Mei· 
nung nach ist ein örtliches Komitee durch ein Projekt dieser Größe 
überfordert. Oie zahl reichen Pannen in der Organisation zeigen, daß 
es notwendig wäre, mehr Leute und Gruppen an der Durchflihn.>ng 
zU beteil igen. 
Viele gute Ideen und Vorschläge blieben ungenutzt, weil die Siehe· 
rung von Verpflegung, Unterbringung und Finanzien.>ns den größten 
Teil der Zeit beampn.>cht hat. 
Trotzdem sind wir der Meinung. daß es sich insgesam t gclohnt hat. 
Die Kombination von Erholung und Politik bietet Möglichkeiten, die 
wir nutzen sollten. Oie Diskussion darüber, ob, wo und mit welchem 
Schwerpunkt das nächste Sommerlager der Solidarititsbewegung 
stattfindet, sollte im lIerbn beginnen - wir werden uns daran beteili· 
",. 
Die Teilnehmer am In terna tionalen Sommertager Salvador Allende 
haben die Frage schon beantwortet _ 33 Leute haben 5,;ch al§ 
Hclfer rur das nächne Jahr angemeldet. Detler J ordan 

Anklage wegen U-Boot-Beselzung erhoben 

Chile·U·Boote -
ein befriedetes Besitztum? 

"Am 4_ Septembu 1982 erstiegen 23 Personen, von der See5Cite 
her auf Segelyachten kommend. das zum Werk Süd der HDW ge­
hörende V·Boot·Dock. Auf diesem wurden weithin sichtbare 
Sprochbänder mit den nachfolgenden Aufschriften entrollt: 
• Keine U-Boote für Chile 
• Rüstungsexport - Beihilfe zum Mord 
• Arbeit schaffen ohne Waffen 
(, .. ) Das U-Boot-Dock stellt befriedetes Besitztum im Sinne von 
§ 12.!1StGBdar." 
So steht e5 in II Ankla~schriftcn i':egen je 2 Teilnehmer an der 
5ymbolisch~"TI Besetzung. Im Werk Süd der 1I0waldnwerft (HDW) 
wt:rden Waffen {Ur terroristische Regimes in der ganun Welt herge­
stellt, obwohl das Gn.>ndgesctz jede Handlung unter Strafe nellt, 
die das friedli<:he Zusammcnkben der Völker gerahrdel_ 
Wenn sich die Justi'l: um den angeblichen Hausfrieden von Waffen­
händlern, nicht aber um deren kriminelle Geschäfte kiimmert, i§t e~ 
nutw~ndig, alle Formen dt~ ProtesteS dagego;n zu nützen. 
Wir fordern dcJhalb insbesondere die Friedensbewegung auf, in den 
Hnhstaktionen den Kampf gegen die RaketellStalionien.>ng mit Ak­
tionen gegen die Au~wei!ung des Rüuungsexports zu verbinden, 
Wir bitten um Unterstützung bei den auf un~ zukommenden Pro­
z~~~en, nicht zuletzt um materielle Solidarität. Spenden· Konto: 
Chik-Solidaritat/BfG-Kicl, Konto-Nr. 1055350300, 
Arbciukrcis Chile Solidarität Kid 
Detlcf J ordan. Schoolkamp 47, 23 Kicll4; Td.: 0431-7 12098 
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Aktions- und Materialspiegel 

Aktionsmöglichkeiten und Materialtips 

Seit dem blutigen Militärpuls.::b 3m 11. Sep­
tember 1973 org-J.nisil"rl ein Netz von Chile­
Komitees in bundc'sdeut!lchen Städten die 
Solidaritätsarbeit mit dem chilenischen Volk. 
Von Anfang an sah das AntiimpcriaHnildu: 
Solidaritällikom itcc: (ASK) ru f Afr ika, Asien 
und Late inamerika eine seiner Hauptaufga­
ben in der wirhamen Unterstützung und Ko­
ordination dIeser Arbeit. Später entstand die 
Initiati\'c In te rnatio nale Ch ri. tlichc Ch ilr­
SoJidari tJi l (IICC5) und die hauptsächlich \'or 
Ort arbeitende Kinderhilfe Chile. Um da.'! Los 
der politischen Gefangenen in Chile kümmer­
te sich auch Amnesly In ternational. Die 
Chilr-Solidarilätsbcwcgung wirkt in Abstim­
mung mit du Koordina tion der ch ilenischen 
Linken in de r Bundesrepublik. 
Adressen: 
• ASK, ~1ainzer LandsIr. l~, 6000 Frank' 
furt{M. I 
Sond" rkonto Prof. Wulff, Konto·NT. 
~270~.s-60 2, Postscheckamt Frankfu rt/M., 
Kennwort: Chi\c 
• \leCS, elo H. W"rna, Elsa-Brandnröm· 
Str. 4, 6~OO Maim: 
• Koordination der chilenischen Linken in 
der Bundesrepublik, c/o Kulturl:reis Pablo 
Neruda, ~1ainzer Landnr. 15, 6000 Frank· 
furt 1 

U-Boot·Boykott 

Seit zwei J ahren kämpft di" Solidaritiitsbewc­
gung g"gen die geplante Lieferung zweier U­
Boote da KieleT Howaldtwerke-Deutsche 
Werft (HDW) nach Chile. 
Einige dieser Aktivitäten sind dokumentiert 
in der Broschü.., .. 2 Jahre U-Boot·Bau ruf 
Chiles Faschisten in K ier ', dit der Olile­
Arbeitskreis, c/o Pumpe. Haß'Ir. 22, 2300 
Kid I. erstellt hat. Plakate, Aufkleber, Pro­
test-Postkarten, Informationsbroschüren und 
eine MateriaUiste zu dieser Kampagne können 
bezogen werd"n üb"r: 
Solidaritämhop .'I. Welt, Mainzcr Landstr. 
15.6000 Frankfurt I 

Helft den Verschwundenen! 

Eine wichtige Arbeit zahlreicher Chi!c-Komi­
teeS besteht in der Durchführung von Nach­
forschungsaktion"n nach Regimegegn"rn, di" 
\'erschltppt worden sind. Zahlreiche Paten­
schaften mit solchen Verschwundenen wur­
den organisiert. Eine Broschürc " I)ond" 
es tan? Wu sind sie?" (68 S., 3 DM) doku-
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mentiert die mustergültige Arbeit d"r Marbur­
ger D>ile-Komitees auf diesem Gebiet. Be­
zugsadrcsse: W. Weber, Buchenweg 14, 3556 
Weimar 4 

Rückkehrrecht für Chilenen 

Vermehrte Anstrengungen sollen in nächner 
Zeit unternommen waden, um die politi­
schen und materiellen Voraussetzungen zu 
schaffen. damit ftir die Exil-Chilenen das 
Recht zur Rückkehr in ihr Land geschaffen 
wird. Ein bundesweites Komitee zur Siche­
ru ng des Rechts der Chi\cnen, in ihrer Heimat 
zu lebcn, befindet sich im ProzeB der 
GJiindung. 

Materialien 

Der Solidaritätsshop 3. Welt hat zur Zeit 
sechs ChiJe-Plu.a te ;n seinem Sortimelll, die, 
teilweise mit Eindruckmöglichkeiten, auch in 
größerer Auflage geliefert werden können 
(Prcis zwischen I und .'I DM). Das neueste 
Plakat trägt die Aufschrift "Chile wird wieder 
Chile". 
Drei Aufklc bc: r und drei Bultons mit unter­
schiedlichen Motiven und Schriftzügen 
können ebenfalls über den Solidaritätsshop 
bezogen werden. DaJiiber hinaus kann eine 
Oia-Sc ric aUigeliehen werden. 
Soeben enchien auch eine Kurtbroschüre mit 
dem Titel .,Chile - 10 J ahre nach dem 
Putsch", die wichtige Grundinformationen 
vermilIeli (Preis 1,.50 DM). Vollständige Be­
uelliste anfordern bei: Solidari täushop 
.'I. Welt, Mainzer Landstr. 15, 6000 Fr,mk­
fun/Mo I 
Ein grafischer I..cckerbissen ist die P lakat­
mappe: "Chile kämpft - Nicaragua Icht", die 
beim St"idl Ver lag, Düstere Straße 4, 3400 
Göttingen, herausgekommen ist (Pre is 48 
DM). Die Mappe enthält mehrfarbige Nach­
drucke von Plakaten aus Nikaragua (18 
Stück) und Chile (21 Stück) in den Formaten 
DIN a I und 2: dazu 16 Textbläller mit 
Informationen und ein Scrvicehefl mit Er­
läuterungt:n für die DurchfUhrung von Aus­
stellungen. 

Ober 20 Chile-Filme aus den Jahren zwischen 
1971 und 1980 sind im V"rleih der UNIUOC­
Film Gmbll zu haben_ Eine ~o llst.änd ige Liste 
mi tlnhaJubesch no ibungen kann bezogen wer­
den bei: UNIDOC, Dantestr. 29, 8000 
München 19. Zwei weit"re Chile-Filme hat 

lfilJri<d 11"""-

Dieser 
Auoenblick 

"rückt 
näher 

---

der CON-Film-Verleih , Westerdeich 38, 2800 
Bremen, im Programm_ 
Die demokratische Musikkultur Chiles hat 
viel zur Verbreiterung der Solidaritätshewe­
gung beigetragen. Die meisten chilenischen 
Musikgruppe:n, darunte r die weltberühmten 
lnti-lUimani und Quilapayun, sind in der 
Bundesrcpublik im Verlag P läne (Braun­
schweiger Str. 20, 4600 Dortmund) "erlegt 
worden. Neben Pläne in auch die Agentur 
topas (Hedwig-Str. 32, 4300 Essen I) bei der 
Vermittlung von Musikgruppen für Auflr;!!e 
im Rahmen von Solidaritäl5konzerteri behilf­
lich. 

Buchhinweise 

Rechtzeitig zum 10. Jahrc"ag des Putsches 
hat der Pahl-Rugennein Verlag das großfor­
matige Werk 
Chile - Ein Schwanbuch, Hng. V. H.W. 
BarISch. M. Buschmann, G. Sluby, E. Wu lff, 
Kö ln 1983,230 S., 14 DM 
in neuer Auflage herausgebracht. Das mit vie­
len Fotot ausgestattete Schwar'lbuch behan· 
delI die Regierungsphase der Unidad Popular 
Anfang der 70er J ahre und zeichnet die Ge­
schichte des Mi litärputsches von 197.'1 nach. 
Einen anschaulichen Eindruck der jüngsten 
Ereignisse in Lateinamerika gibt der aus 
Fotos von Koen Wcss ing und einem Text von 
Eduardo Galcano bestehende GroBformat­
band: 
Von Chile bis Gua temala. Zehn Jahre Latein­
amerika. Petn Hammer Verlag, Wuppertal 
1983, 18,80 DM . 
Das Buch behandelt Ursachen der Untercnt · 
wicklung, schildert Einkommensverteilung, 
Repression, Menschenrechtsverletzungen und 
geht auf das Problem der kulturcllcn Identi­
tät des Subkontinents ein. in dem die herr­
schende Kultur ein billiger Abklatsch US­
amerikanischer und europäischer Konsum­
ideologie ist. 
Dcci weit"re Neuerscheinungen sind: 
Romeo Rey, Zehn Jahrc Grauloamkci t oder 
d ie Erdrosselung Laleinamerikas, rororo­
aktue ll 5252, R~inbek bei lIamburg 198.'1. 
3 11 S.,10,80 mf ; 
Wilfried Huismann, Dieser Augenblick ruckt 
näher. Reportagen aus Chile. Pahl-Rugenstein 
Verlag. Köln 1983, 190 S., 14,80 DM; 
Ruth Sborowitz, Zwei Abschiede, eine lI off­
nung, Verlag .'rauenoffcnsi ... e, München 
198.'1, 152 S .• 19.50 DM. 
Romeo Rey, Lat"inamerika·Korrespolldent 
der Frankfurter Rundschau und des Tages­
Anzeiger (Zürich) hat Reportagen, Essays 
und Analysen der letzten 10 Jahre neu zu­
sammengefügt. Es entSIeht so - ausgehend 
... on dem chilenischen Militärputsch - ein 
I"bendigcs Bild der Gesamtentwicklung auf 
dem lateinamerikanischen Kontinent. 
Wilfried Huismanns Reportagenbuch be­
schränkt sich demgegenüber auf die aktuelle 
Lage in Chile_ Sein Hauptaugenmerk gilt der 
Situation und den Perspektiven des Wider­
stands. Der Autor lebte mehrere Monate lang 
mit dem Volk in den Elendsquartiercn, 
sprach mit Oppositionsruhrcrn und Stadt­
guerilleros und war bei dem großen Streik der 
Kohlearbtiter in Lota dabei. Herausgekom­
mtn ist dabei ein Buch, das teilweise auf 
Widerspruch stoßen dürfte, "weil es sorgsam 
gepflegt~ Vorstellungen in Frage stellen 
kÖnnte". 



auß~rst knapp~r Z~itraum, d~r d~n Part~ien kaum di~ Mög­
lichk~it läßt, di~ Aunag~ zu eTrullen. Aber dies ist nur von 
zweitrangiger Bedeutung. 
Die junta-Generäle lassen ohnehin keinen Zweifel aufkom­
men, wer im zu wählenden Parlament das Sagen haben wird. 
Bis zum 8. juli 1983 haben die ~tilitärs lediglich drei Par­
teien zugelassen: die Nationalistische Demokratie-Partei 
(MDP) des pensionierten Generals Turgut Sunalp, die Vater· 
landspartei (Anal') des einstigen Wehbankdirektors Turgut 
thaI und die Volkspartei (HP) des ehemaligen Provinzgou­
verneurs Necdet Calp. 

Sowohl die MDP als auch die HP sind nichts weiter als 
"Muva'laa Partisi", d.h. Parteien, die nur 'lum Schein eigen­
ständig auftreten, in Wahrheit aber Strohmannorganisatio· 
nen der regierenden junta sind. Die MDP ist als'Regierungs­
partei vorgesehen, wahrend der HP die Rolle der Opposition 
zu raUt. 

Damit die Rechnung General Lvrens aufgeht, müssen Par­
teien, die trotl aller Repressalien bei der Bevölkerung Aus­
sicht auf Erfolg haben könnten, ausgeschaltet werden. Ein 
:\Iunerbeispiel dafür bietet die Groß-Türkei-Partei. Ihr konn· 
te die Junta Betiehungen 'lum ehemaligen konservativen 
Ministerpriisidenten Siileiman Demire! "nachweisen" und 
bezeichnet sie dementsprechend als ~achfolgeorganisation 
der früheren Gerechtigkeiupartei (AP). Damit dieses wich· 
tige Wählerpotential der AP den Juntaparteien nicht ver­
lOTengeht, wurde die Große-Türkei· Partei verboten, ihre 
Griindungsmitglieder sowie weitere 8.000 Personen - mei­
stens Vorstande der I'rovinzorganisationen gemaß dem 
Dekret 79 von der Wahlkandidatur ausgeschlossen. 
Auch die gemäßigte rechte SODEP des I'hysikprofessors 
Erdal Inönü. die sich fast bis zur Selbstverleugnung alle 
~Iühe gab, nicht den Argwohn der ~Iilitärs lU erregen, wurde 
- wie eine Reihe anderer Parteien - durch i\"amensstrei­
chung aus der Griinderliste nicht zugelassen. General Evren 
ließ unterdessen '·erlauten. daß er gegen "lU viele" Parteien 
sei. 

Ein Parlament nach dem Geschmack der Generäle 

Allzuviel wird das neue Parlament gegen den rur die nach· 
sten sieben Jahre gewählten Staatspräsidenten, General 
Evren, sowieso nicht ausrichten können: Der Staatspräsi. 
dent hat ein Vetorecht gegen Entscheidungen der Abgeord· 
n~ten, kann den Ministerpräsidenten und die Minister ernen­
nen sowie einen Teil der Richter einsetzen. 
Angesichts solcher Einschr'.inkungen der pOlitischen Grund­
rechte kann es sich die junta erlauben, bei dem Wahlgesetz 
in zwei Punkten "großlügig" zu verfahren: jenen Bürgern. 
die sich nicht an der Abstimmung über das Verfassungsrefe. 
rendum (am 7.11.1982) beteiligt hatten, wurde das auf 5 
jahre aberkannte Wahlrecht wieder zuerkannt. Auch das ur­
sprünglich im I'arteiengesetz verankerte Verbot öffentlicher 
Versammlungen wurde dähingehend modifiziert, daß ledig. 
lich "provokative" Äußerungen über politische Gegner und 
jede Kritik am Militärputsch sowie an der junta verboten 
sind. Allerdings behalten sich die Generäle das Recht vor, 
alle Kandidaten der Parteien. die ihnen nach eigenem Gut­
dünken nicht als Abgeordnete geeignet scheinen, ab'luleh­
nen. Die ca. 22 Mio Türken sind verpOichtet, an der Wahl 
teilzunehmen. r-;ichtteilnahme kostet umgerechnet etwa 30 
D~·I Geldstrafe. 
Angesichts einer dermaßen offenkundigen Wahlfarce uigte 
sich am 21.6.1983 selbst die Frankfurter Allgemeine Zei­
tung pikiert: "Die weitreichenden diktatorischen Kompe· 
tenlen. die sich die Generäle im Wahlgesetz zugeschanzt 
haben. zeigen an: Sie sind bestrebt, ein Parlament nach 
ihrem Geschmack 'lusamtnenzustellen." 

Politische Gefangene 
im Hungerstreik 

2.500 politische Gefangene traten in der Turkei .. m 7.Juli 1983 in 
einen unbefristeten Hungerstreik, um die Verbesserung ihrer Haft· 
bedingungen durchzusetzen. Bis Anfang August dJ. hatte sich die 
Hungustreikbewegung, die ,'on vier htanbuler Militärgefängnissen 
ihren Ausgang genommen hatte. auf die Geni.ngnisse in Izmir. 
Mamak, Canakkale, Bartin, Corum und Diyarbakir ausgeweitet und 
3.000·4.000 Gefangene erfaßt. Der Hungerstreik dauerte bis zum 4. 
August an und wurde dann auf DfVck der Militär\.'enYaltung hin 
abgebrochen. 
Anlaß fo.ir den Hungerstreik, in denen Gefolge zahlreiche Inhaf· 
tiene in Gefangniskrankenhäuser eingeliefert werden mußten. war 
die Tatsache, daß man mehr und mehr Häftlinge in eigens errich· 
tete Spezialgefängnisse mit Ein- bis Zwei·Mann-ZeUen verlegte. 
"Eines dieser Ze!lengefängnisse wurde am 4. Juli 1983 in Sagmal· 
cilar eröffnet", heißt es in einer Erklarung der Hungerstreikenden. 
"Aus Militärgefängnissen au~ge~iebte revolutionäre Inhaftierte wur­
den dorthin gebracht. Noch am Gcfangnistor fing die Folter an. 
Nac::hdem der Inhaftierte bis zur Ohnmacht geprügelt wird, wird sein 
Kopf kahlgeschoren, und nach Einziehung seiner ZiYilkleidung wird 
"ersucht, ihm die Anstaltskleidung anzuziehen. Danach dauern die 
Foher, die Schläge und die Verbote an. damit die Anstaltskkidung 
und die Zwangsmaßnahmen des Militärs akzeptiert werden." 
Trotz des Informalionsyerbots der Krieguechtskommandaniur 
konnten die Gdangenen ihre fordefVngen an die Offentlichkeit 
weiterkiten. Sie lauten: 
• Aufhebung der Unterdrückung und Folter in den Gefängnissen. 
• Sichernellung der .... tlichen Versorgung, 
• Möglichkeit tu unbeobachteten Ge~prachen der Gefangenen mit 
ihren Anwälten und familienangehörigen, 
• Keine Einheitskleidung für polilische Gefangene und Rückgabe 
der Zivilkleidung, 
• Erlaubnis, Bücher und Zeitungen zu lesen, Schreibmalerial und 
Stifte zu besitzen. 
Ein UnterHützungsauffVf tahlreicher türkischer Gewerkschaftsyer­
treter und weiterer Persönlichkeiten hat inzwischen auch in der 
Bundesrepublik zur Durchflihrung von Solidaritäuhungerstreiks ge. 
führt. 
Diese und andere Solidaritätsaktionen werfen ein grelles Licht auf 
die nach wie vor verheerende Menschenrechtnituation in der 
To.irkei. Nach offiziellen Angaben, so Radio Ankara, wurden seit 
der Verhängung des Kriegsrechts im September 1980 insgesamt 
32.671 Personen wegen politischer "Vergehen", größtenteils durch 
Militärgerichte, abgeurteilt. Nach Informationen des Türkei·lnfo· 
dienstes wurden bis Mitte Juli 1983 insgesamt 251 Todesurteile 
verhängt und da'·on 48 bereits vollstreckt. 
Zahlreiche türkische Organisationen haben flir den 10. September 
1983, 10.30 Uhr, zu einer DemoßJuation in Köln aus Anlaß des 
3. Jahrestages des Militärputsches aufgefVfen. 
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Frieden und Dritte Welt 

Dietrich Schulze-Marmeling 

Die NATO-Interventionsstrategie 
und der Part der BRD 

Der Beitrag ,'o n Dietrich Schulze-Marmding, r-.titarbdter 
beim Bundcskongrcß Auto nomer t'ricde nsin itiativen, knüpft 
unmittelbar an die be,TeilS in AlB 7-8/1983 (5. 4-8) von W. 
Rätz und E. Thölke-Sommer aufgeworfene Fragcstdlung an, 
welcher Stellenwert der Station ierung vdn Pershing IJ und 
eruise Missiles im Rahmen der west lichen Globa[slrategie 
zukommt. 

Im Jahr 1980 erfuhr die US-Globalstrategie eine bedeutende 
politische und mil itär-strategische Modifizicrung (Verände' 
rung; d. Red.); An die Stelle der bis dahin gültigen "Swing­
Strategie", die im wesentlichen eine Konzentration auf die 
"europäische Zentralfront"' beinhaltete, trat nun das Kon­
zept der "globalen Herausforderung". 
Die "Swing.Stra tegie" war noch "bescheiden" von der 
Möglichkeit eines "ganzen" Krieges in Europa, zuzüglich 
eines .. halben'· in übersee, ausgegangen. Die modifizierte 
Kriegsplanung hingegen zeichnete nun ein Szenario von 
"drei gleichzeitigen Kriegsschaupl;jtzen" in Europa, am I'er· 
sischen Golf und in Fernost. Der stt"ilvertreh:nde US·Vend· 
digungsminister Korner begründete die Vt·ränderung der USo 
Globalslrategie mit der "neu hinzugekommenen Verantwor· 
tung der USA im Persischcn Golf und seinem Umkreis ... 
sowie Fernost, vor alll·m im Raum zw ischen Korea und 
Vietnam ". 1 

Die Abkehr \'on der ,,swing·Strategie·· markierte in militär· 
strategischer Hinsicht das Ende der "Nach.Vielllam·Ära", 
die eher von globalpolit ischer "Zurückhaltung" scltens der 
USA gekennuichnct war, auf ökonomische Instrumentarien 
und den Aufbau regionaler "subimperialiSlischer Statthal· 
ter" und "Gendarmen" setzte. 
Die militärischen Kräfte wurden vorrangig auf den Ausbau 
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der "europäischen Zentralfront" konzentriert, mit dem Zid, 
konventionelle Uberlegenheit über die Kräfte des War· 
schauer Paktes zu erlangen. Die "Begleitmusik" bestand in 
der Beschwörung der "russischen Panzl·rwalze" und in der 
These von der angeblichen Fähigkeit der Sowjet union ;.;um 
"Blitzkrieg" und "Blitzsieg" in Mitteleuropa. 

Noch bevor dk neue Kriegsplanung in den Rang offizieller 
Militärpolitik erhoben wurde. hatte l'r'.i.sident Cartl'fS Vertei· 
digungsminister l-larold Brown bereits verlauten lassen, daß 
im Gegensatz zu den vorausgegangenen drei Jahren, in de· 
nen der Schwerpunkt US·amerikanischer "Verteidigungs". 
Anstrengungen im Ausbau der "Kampffahigkeit Europas" 
gelegen habe, "wir dieses Jahr unsere Aufmerksamkeit und 
speziellen Gcldmittd daftir verwandt haben, eim'n s<.:hnellc· 
ren Transport von Truppen und Material in die potentiellen 
Krisl'ngcbiete wie den Vorderen Orient, den Persischen Golf 
und das Arabische Meer zu ermöglichen." H. Brown konsta· 
liertl' im J ahresbericht des I'entagon, daß die "internatio· 
nalen Turbulenzen" zugellommen hätl(·n und damit "unsa 
Verteidigun!!seSlablishmellt ... durchaus mit einer bisher 
präzedenzloscn Zahl von Anforderungen konfrontiert 
wird". "Die Turbulenzen, Drohungen mit Gnvalt und der 
Einsatz von Strcltkräften bldben w\'lt verbn'iteL 

Diese Unruhen, so 11. Brown weiter, "haben zahlreiche und 
verschiedenartige Ursachen", u,a. auch di(' Unfahigkeit der 
Vl'rl"inigtell Staaten, "die grundlegend('n Bedürfnisse der 
Völker zu befriedig"n und das explosive Gefalle zwis<.:hen 
Reichtum und Hunger zu verringern". Die Sowjetunion 
hab.' sich dics\, Gegensät'Ge zunut:t.' gemacht und d'ldun:h 
die globale Instabilität verstärkt. "Aber dk Sowjetunion ist 
nur e in Teil des Problems", genauso wichtig seien "die 



Unterschiede bei der weltweiten Verteilung von Einkommen 
und Rohstoffen". 

Beschwor bi~ dahin jeder jahresbericht des Pentagon nahezu 
ausschließlich die sowjetische Bedrohung an der "europäi· 
schen Zentralfront". so widmete nun H. Brown den gröBe­
ren Teil seiner Ausführungen den Bedrohungen von seilen 
der Dritten Welt. Brown betonte, daß "ein internationales 
Wirtschaftschaos fast genauso schwerwiegend sein könnte 
wie eine militärische Bedrohung von seiten der Sowjet­
union".2 

Der Jahresbericht des Pentagon von 1982 unterstreicht die 
bereits in der Ära Carter eingeleitete Rückkehr der USA zur 
übernahme globaler Verantwortungen und die stärkere 
Orientierung auf tatsächliche und potentielle Krisenherde in 
der Dritten Welt. Er bestätigt, "daß der Jahnehnte vorherr­
schende 'Euro-Zen trismus' der amerikanischen Stra tegie 
(sich) deutlich verlagert hat: Künftige Gebiete der Auseinan­
derseaung, etwa im Nahen Osten, in Südasien oder in der 
Karibik, erhalten mindestens das gleiche politische und 
psychologische Gewicht wie die NATO-Zentralfront in 
Europa". 3 

Und dennoch gibt es hier wesentliche Unterschiede zu den 
Ausftihrungen von H. Brown: Machte Brown noch indirekt 
den wachsenden Antagonismus zwischen Arm und Reich im 
globalen Maßstab ftir die "Turbulenzen" in der Dritten Welt 
verantwortlich und betrachtete er die Sowjetunion eher als 
Nutznießer denn als Verursach er derselben, ordnet die geo­
politisch orientierte außen- und "entwicklungs"politische 
Denkschule der Reagan-Adminislration diesen von H. 
Brown konstatierten .. Nord-Süd-Konflikt" der alles beherr­
schenden globalen Konfrontationspolitik mit der Sowjet­
union unter. 
Die Sowjetunion erscheint in den außenpolitischen Ana­
lysen der Reagan-Administration nicht mehr nur als .. passi. 
ver Nutznießer", sondern als "aktiver Verursacher" der 
"Turbulenzen" im internationalen System, dem offensiv 
rund um den Globus zu begegnen sei. 
Die schrittweise Rückkehr zum offenen militärischen Inter­
ventionismus "rund um den Globus" erfolgte in drei Etap­
pen: 
• Die erste Etappe bestand in der sog. Ölkrise 1973/74. 
Infolge des Oktoberkrieges 1973 stoppten die Staaten der 
Organisation Erdölexponierender Länder (OPEC) den ÖI­
fluß in die USA und die Niederlande. Diese Maßnahme wur­
de bewußt zur "Ölkrise" hochgespidt, die angeblich den 
weiteren Bestand der vom Rohstoff 01 abhängigen west­
lichen industriellen Zentren in ihrer Substanz bedrohte. 

Interventionismus "rund um den Globus" 

Die bewußt geschürte "Belagerungsmentalität" in den USA 
und den westeuropäischen NATO-Mitgliedsstaaten münde te 
folgerichtig in der Propagierung des Einsatzes der gesamten 
NATO-Marine auf sämtlichen Weltmeeren zum Zwecke des 
Schutzes der Handels- und Olrouten, der "Lebensadem" der 
westlichen Welt. Der rechtsradikale Springer-Schreiberling 
Kremp erklärte den "gegenwärtigen Verteilungs kampf um 
die Rohstoffe (zum) Vorläufer eines generellen Verteilungs­
kampfes zwischen deli industrialisierten Staaten der nörd­
lichen Hemisphäre und den wesentlich weniger entwickelten 
Ländern der südlichen Zone". Dieser Kampf würde "Züge 
eines VernichLUngskrieges" tragen. Die gestellte "Machtfra­
ge" müßten "die industrialisierten Systeme" in "ihrem Sin­
ne" lösen. 
Ein anden ... r Springer-Schreiberling namens Cykon beklagte 
die .,Machtlosigkeit Wuteuropas'" die "alle seine Bürger 
konsternieren müsse". Schon "hundertmal" seien "wirt-

schaftliche Kriegserklärungen mit militärischen beantwortet 
worden". Zur "wirtschaftlichen Kriegserklärung" der OPEC 
wäre es auch nicht gekommen, "wenn sie sich nicht militä­
risch abgedeckt flihlen würden durch die Sowjetunion". 
Statt "westlicher Schwäche" brauche man "endlich die Mil­
liarden" ftir "Kolonnen neuer deutscher Panzer und Flug­
zeuge ... , französische und britische Kreuzer und AlOm­
raketen". S 
Die USA probten auf dem Höhepunkt der Auseinander· 
setzungen mit der OPEC in der kalifornischen Wüste die 
Besetzung eines Ölfeldes_ Die 7. US-Flotte lief im Persischen 
Golf ein, und der Oman wurde um Erlaubnis für Landeübun­
gen gebeten. Die Strategie war damals nicht, mit der gesam­
ten NATO einen Kriegseinsatz anzudrohen, sondern mit den 
engsten Verbündeten in der Region, Israel und Iran. Erst­
mals wurde auch der Aufbau einer weltweit ei'nsetzbaren 
"Feuerwehrtroppe" gefordert. 
• Die :r.weite Etappe wurde nach der Befreiung der ehemali­
gen portugiesischen Kolonien 1974/75 angegangen_ USo 
Außenminister Henry Kissinger drohte, die USA würden 
"kein zweites Angola dulden" und besonders kein weiteres 
kubanisches Engag~ment auf dem afrikanischen Kontinent. 6 
Aufgrund der "Bedrohung" der "lebenswichtigen" See­
routen rund um das Kap durch den "sowjetischen Neokolo­
nialismus" forderte Hili Norten, der damalige Vorsitzende 
des NATO-Ausschusses, die Ausrufung einer "NATO-In­
teressenszone" bzw. die ständige Stationierung von NATO­
Flottenverbänden im Südatlantik. 7 

Geburt der Schnellen Eingreiftruppe 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ) wußte am 
5.2.1976 zu berichten, daß die Regierungen der NATO­
Mitgliedsstaaten vom NATO-Oberkommando "seit mehre­
ren J ahten ... mit einer Notfallplanung ftir den Einsatz eines 
national gemischten Flottenverbandes im Südatlantik beauf· 
tragt wurden". Gemeinsame Flottenverbände wurden ge· 
plant, unter Beteiligung der USA, Großbritanniens, der Nie­
derlande, Norwegens und der BRD. 
Desweiteren wurde die Ausdehnung des NATO-Geltungs­
bereiches über den nördlichen Wendekreis des Krebses hin­
aus diskutiert.. Der britische General Ashmore schlug in die­
sem Zusammenhang vor, zwecks Sicherung des Südatlantiks 
die Ausdehnung der NATO bis nach Südamerika unter Ein­
beziehung Brasiliens zu betreiben. 
In der Bundesrepublik fand im 2. Halbjahr 1977 eine Debat­
te über künftige Einsätze der Bundeswehr auf dem afrikani­
schen Kontinent statt, insbesondere nach der Intervention 
belgischer und französischer Truppen in der zairischen 
Kupferprovinz Shaba. H. Kissinger forderte eine stärkere 
auch militärische Arbeitsteilung im Bündnis . 
• Die dritte Etappe wurde mit dem StUrl: des Schab-Regi­
mes eröffnet, der 1979 das Scheitern der Nixon-Doktrin 
offenkundig machte und die BefUrworter der "Rückkehr" 
zur Politik des offenen und direkten militärischen Interven­
tionismus, nunmehr auf Basis des Konzeptes des "schnel­
len" und "massiven" Eingreifens, bestätigte. 
Die antiamerikanische Eskalation im Iran und die sowjeti­
sche Invasion in Afghanistan nahmj. Carter Ende 1979 zum 
Anlaß, den Persischen Golf zur "amerikanischen Interessens­
zone" zu erklären: "Ein Versuch irgendeiner auswärtigen 
Macht, die Kontrolle über die Region des Penischen Golfes 
zu erlangen, wird als ein Angriff auf die lebenswichtigen 
Interessen der Vereinigten Staaten betrachtet werden. Und 
solch ein Angriff wird unter Einsatz aller notwendigen Mit· 
tel, einschließ lich militärischer Macht, zurückgewiesen wer­
den."8 In seiner Ansprache "Zur Lage der Nation" Anfang 
1980 äußerte Carter desweiteren den Wunsch, mit den 
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Staaten des Nahen Ostens ein ",Rahmenabkommen zur 
sicherheitspolitischen Zusammenarbeit" gegen die "sowjeti­
sche Aggression" abzuschließen, 

Oman, Somalia und Kenia erklärten sich bereit, den USA 
Stützpunkte rur die Schnelle Eingreif truppe (RDf') einzu­
räumen. Das Stützpunktabkommen mit der Türkei, das den 
USA die Benutzung von 26 Stützpunkten in der Türkei 
sicherte und das seit dem Zypernkrieg (vom jahr 1974; d. 
Red.) in }-'rage gesteh war, wurde erneuert. Im Gegenzug 
erhielt die Türkei umfangrdche ,,Militärhilfe". Der Ausbau 
des strategisch bedeutsamen "Super.Stützpunktes" Diego 
Garcia im Indischen Ozean wurde beschleunigt. 
Derweil wurde auch bereits der Ernstfall geprobt. Die 
Süddeutsche Zeitung vom 20.11.1981 kommentierte das im 
November 1981 an der ägyptischen Grenze zu Libyen abge· 
haltene RDF·ManÖver "Bright Star 11" wie folgt: "Das 
Manöver 'Bright Star' läßt kaum noch Zweifel daran, daß 
die USA sich darauf vorbereiten, die Olfelder und plrouten 
am Golf - auch oh ne Hilferufe der Olstaaten - militärisch 
zu sichern, wann immer sie dieses Nervenzentrum der west· 
lichen Welt gefahrdet sehen." 
Die Erdgnisse im Iran und in Afghanistan boten nun den 
legitimatorischen Vorwand für die unverhohlene Prop agie­
rung des RDt"·Projektes. Tatsächlich lassen sich die neueren 
Pläne für den Aufbau der RDF zumindest auf das jahr 1977 
zurückdatieren, in dem das Projekt quasi regierungsamtlich 
verkündet wurde. Genauer: Im August 1977 erließ die da­
mals noch frisch des Amtes wahende Carter-Administration 
die "Präsidenten-Direktive 18". Diese Direktive forderte den 
umgehenden Aufbau einer "quick·reaction".Streitmacht 
und damit verbunden den umfassenden Ausbau der strategi­
schen Luft- und Seetransportkapazitäten.9 

Vorsichtige Distanz der SPDjFDP-Koalition 

Im folgenden soll es nun um den Part der Bundesrepublik 
innerhalb der militärischen Arbeitsteilung der NATO bezüg­
lich der Dritten Welt gehen. Dabei soll zunächst der "Status 
quo", wie er noch zur Zeit der SPD/t"DP.Regierung fonnu­
liert und auf verschiedenen NATO-Tagungen bestätigt wur. 
de, referiert werden. 

"Wir stehen ... keineswegs in der sicheren Nische, wir 
drücken uns nicht um unsere internationale Verantwortung. 
Aber jeder wird verstehen, daß wir mit der Entsendul1&" 
deutscher Soldaten in Krisengebiete vorsichtig sein müs· 
sen."10 Diese keineswegs prinzipiell gehaltene Absage an ein 
Engagement von BundeswehRinheiten außerhalb des 
NATO-Geltungsbereiches stamm! von niemand Geringerem 
als dem ehemaligen Bundeskanzler und Weltpolitiker der 
SPD-geftihrten Bundesregierung, Helmut Schmidt. 
Ein Gutachten des Auswärtigen Amtes aus dieser Zeit ge­
langte zu dem Ergebnis, daß sich die Bundeswehr "außer zu 
Transport· und ähnlichen Hilfszwecken" Il\.Lr dann an einer 
internationalen Interventionsstrei tmacht beteiligen könnte, 
.. wenn sie zur Abwehr einer Situation aufgestelh wird, die 
zugleich einen Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland 
darstellt. Einc Unterbrechung der Olzufuhr aus dem Persi­
schen Golf würde zwar eine wirtschaftliche Spannung her­
vorbringen; ein Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland, 
der dieser ein individuelles Recht zur Selbstverteidigung ge­
ben würde. würde hierin jedoch nicht liegen. eine Beteili­
gung der Bundeswehr an einer internationalen Strei tmacht 
im Persischen Gol f wäre daher im gegenwärtigen Zeitpunkt 
verfassungsrechtlich nicht gedeckt. Dies ist die übereinstim­
mende Meinung der beteiligten Rcssorts."ll Der Leser be­
aehte auch hier das Wörtchen "gegenwärtig". 

Die "vorsichtig distam.:ierte" Hahung der SPDjFDP-Regie-
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rung in dieser heiklen Frage lag nicht nur ;n der (noch) 
gebotenen Opportunität vor der eigenen (kolonialen) Ge· 
sch ichte begründet. Sie korrespondierte auch mit der Strate­
gie des BRD.lmperialismus, im vom Vorgehen her "positi­
ven Kontrast" zu den USA mit primär politischen und öko­
nomischen Instrumentarien Länder und Regionen "aufzu· 
schließen", die den USA als negative "Inkarnation metropo­
litanen Imperialismus' .. verschlossen blieben. eine Strategie, 
die im Verhältnis zu den USA von Konkurrenz wie arbeits­
teiliger Kooperation gekennzeichnet war. 
Als ein Beispiel sei hier nur der "europäisch-arabische Dia­
log" angeftihrt, der zum Teil in offener Konfrontation zu 
den USA "erfolgt wurde, mit dem Ziel, die militärische 
lIegemonialrolle der USA in der Olregion durch den Aufbau 
gesonderter bilateraler Beziehungen zu den wichtigsten 
Ländern des arabischer, Raumes zu unterlaufen. 
Zusammengefaßt läßt sich die Politik der Bundesrepublik in 
den 70er und frühen 80er jahren wie folgt deuten: 
Einerseits kam aus Gründen der Wahrnehmung eigenständi­
ger imperialistischer Interessen wie der Beibehaltung einer 
gewisKn Form von Arbeiuteilung, in der die BRD die "eie­
gantfOn, diplomatischen und wirtschaftlichen Aufgab,en" (H. 
Kissinger) übernimmt, ein direktes militärisches Engagement 
an der Seite der USA oder unter der t"ühmng der USA 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches nicht in Frage. Dies 
galt insbesondere für den Nahen und Mittleren Osten, weni­
ger für den afrikanischen Kontinent. Eher schon wurde ein 
militärisches "lIineinrutschen" in die Krisen regionen an der 
I'eripherie im unverfanglicheren und "neutralen" Gewand 
etwa einer "bestellten" UN-Friedenslruppe HiT möglich ge­
halten. 
Andererseits erfolgte jedoch auch keine prinzipielle Fest­
legung auf die Wahrnehmung von ausschließlich und "nur" 
regionalen Interessen und Aufgaben: die Option eines mili­
tärischen Engagements auch außerhalb des Geltungsberei­
ches der NATO sollte somit offen gehalten werden. 
Dies wurde besonders deutlich, als die USA 1973 vor dem 
Hintergrund interner Auseinandersetzungen in der NATO, 
die aus der gewachsenen Bedeutung der europäischen 
Bündnispartner und der zunehmenden Aunösung der bipola. 
ren Struktur des Weltsystems resultierten, das ,Jahr Euro­
pas" proklamierten. Die USA legten damals den Entwurf 
einer "Atlantik-Charta" vor, die von Kissinger folgender' 
maßen interpretiert wurde: "Die Politik der USA hat glo­
bale Interessen und eine globale Verantwortung, unsere 
europäischen Verbündeten haben regionale Interessen."12 
Diese Zurechtweisung scheiterte am brüsken Einspruch der 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft, den USA blieb 
nichts anderes übrig, als die Charta fallen zu lassen. 

RDF-Transitstelle und Nachschubbasis BRD 

Vor diesem Hintergrund gestaltete und gestaltet sich der 
bundesrepublikanische Part innerhalb der imperialistischen 
Arbeitsteilung der NATO in militärischer Hinsicht zusam­
mengefaßt folgendermaßen: 
• Die BRD garantiert und finanziert die infrastrukturelle 
Instandsetzung und Indienststellung ihres Territoriums als 
TransitsteIle rur den Nachschub und die RDt'-Einheiten der 
"zweiten" und "dritten Welle", die in "rückwärtigen Stand­
orten in Europa und Amerika bereitgehalten werden 
müßten".13 

Erstmals auf der NATO-Friihjahcstagung 1981 garantierten 
die "europäischen Staaten, einschließlich der BRD", den 
USA "übernugrechte rur US-Maschinen mit Kampf truppen 
zu gewähren, Flugplätze und Häfen rur den Umschlag von 
Nachschub zur Verftigung zu Stellen " sowie "ihre Waffen­
und Treibstoffdepots zu öffnen". 1m Rahmen des "dual 



basing".Synems wird militärisches Material auf dem Boden 
der TransitsteIle BRD "voreingelagert". 
• Die Bundeswehr hat durch das Engagement von US·Trup· 
pen in außereuropäischen Regionen eventuell entstehende 
Lücken aU$l:uflillen. Dies gilt insbesondere auch rur die Bun­
desmarine. Der damalige Verteidigungsminister Ape! sicher· 
te seinem US·Kollegen C. Weinberger auf besagter NATO· 
fruhjahnlagung zu, daß die BRD ihre "Reservisten einbe­
rufen wurde, wenn die US-Anny Einheiten aus lumpa zu 
anderen Kriegsschaupl.ilzen abzieht". 14 Diskutiert wurde 
dicsbezuglieh auch schon einmal der Vorschlag, "Bundes­
wehr-Truppen Iß der Tlirkei und Italien zu stationieren, um 
dort lIbgezogene Streitkräfte zu ersetzc:n".l.S 
Daß die Ablehnung einer direkten Beteiligung an ciner mili­
tärischen Intervention in der Dritten Welt keineswegs primd­
pieUer Natur, sondern eher taktisch bedingt war, verdeut· 
licht nicht nur die Äußerung 11 . Apeb, derzufolge rur die 
Bundeswehr auch in Afrika "AktiOllen notwendig sein" 16 
könnten, sondern auch die praktische Ausdehnung des Ak­
tionsradius der Bundeswehr, wie sie Schritt rur Schritt in 
den 70er J ahren erfolgte: 
• Als belgische und fram:öliische Truppen 1978 in Zaire 
intervenierten, hatte die ßRD selbst Bundeswehroffiziere 
mitgeschickt und Transportunterstutzung geleistet. 
• Als die US-Interventionsvorbereitungen gegen den Iran 
auf Hochtouren liefen, entsandte die Marine die Zerstörer 
"Lüthjens" und "Bayern" in den Indischen Ozean. Bevor sie 
hier einliefen, hatten sie bereits umfangreiche NATO-See­
kriegsmanöver im östlichen Mittelmeer hinter sich gebracht_ 
Be5tandteil dieser Übung ("Dawn Patrol"), der sich gleich 
noch die Obung "Detterent force 1/80" anschloß, waren 
Truppenlandungen auf Sardinien. Die Beteiligung an Manö­
vern im I ndischen Ozean wurde damals seitens der Bundes­
regierung heftigst dementiert. 
• Noch' unter der SPD/I'-oP-Rcgierung liefen zahlreiche Be­
mühungen, die Kapazität der Bundesmarine, ab Kernstück 
einer irgendwann auch liber den NATO-Geltungsbereich hin­
aus agierenden nationalen Streitmacht, erheblich auszu­
bauen sowie ihr Einsatzgebiet au $.Zu weiten (vorent haupt­
sächlich in Richtung Norden). Am 19.6. 1980 beschloß der 
Bundenicherhcitsrat unter dem Vorsi tz von Bundcskanzler 
Schmidt, das Einsatzgebiet der Marine zukünftig iJber den 
61. Breitengrad (Nordgrellze der Nordsee) hinaus bis nach 
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Norv.·c-gen auS-tuweilen. Als Ersatz rur teilweise abgezogene 
USo und britische Marine-Einheiten sollte die Bundeswehr 
zukünftig der SOWjetischen noue die Zufahrts .... ·cge durch 
das Eismeer Lum Atlantik versperren. 
Nur wenig spil.ter hob der Ministerrat der Westeuropäischen 
Union (WEU) auf Initiative der Bundesregierung jegliche Be­
schränkung rlir den Bau VOll Kriegsschiffen auf. Die BKD 
erklärte sich im Gegenzug bereit, verteidigungspolitische 
Verantwortung rur das Nordmeer zwischen Island, dem 
Polarkreis und dem Nordkap zu übernehmen und damit die 
Seestreitkrä.fte der USA und Großbritanniens rur andere 
Aufgaben frei zu machen. Solche Aufgaben stellen sich im 
Persischen Golf und im Indischen OLean. 

1954 war die Aufnahme der BKD in die :\'ATO noch u.a. 
mit der Aunage der Beschränkung der Marine auf den Bin· 
nenmeer· bLW. Kusu:nschutz in der OSLSee versehen worden. 
Diese Bestimmung wurde nach und nach gelockert. Seit 
197.3 operierte die Bundesmarine dann bereits schon bis 
zum 61. Bn:itengrad der Nordscc. Dk Aufbebung der .lltt·n 
Tonnagebesch ... .inkung bedeutl·te. daß die BKD nun .luch 
Kriegsschiffe uber 2.000 t (d.h. auch atomgetriebene und 
mit Atomraketen bestlickte Schiffe, sowie U-Boote belit·· 
biger Große) b,lUen und exportieren durfle. Vorsorglich hat­
te sich die Bundesregierung noch vor der offiziellen Aufbe­
bung der Tonnagebeschränkung bereits die Genehmigung rur 
den Bau von 12 tregalten erteilen la.'lsen. 17 

Schon einzelne Autoren des bereits oben "l.iticrten Gutach­
teru des Auswärtigen Amts (AA) aus der Amtszeit der 
Schmidt/Genscher-Kegierung wollten, wie das Protokoll der 
AA-Besprl·chung vom 18. November 1980 ausweist, einen 
Einsat,- von Bundeswchr.Kontingenten etwa im Nahen und 
Mittleren Osten ",-umindest dann nicht völlig ausschließen, 
wenn die Kohstorrl.ufuhr nicht durch das Uderland ... , son· 
dern dun:h Urittlander unterbunden wird und dadurch bc:-
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reits eine derartige Rohstoffverknappung eingetreten I$t , 
daß die Streitkräfte etwa durch Treibstoffmängel prak tisch 
entwaffnet werden und die ErfUllung ihres Verteidigungsaur­
trages unmittelbar gerahrdel ist ". 

Der Spiegel resümierte damals: "Dam it stünde im Notfall , 
sollte die Sowjetunion die Olzufuhr abschneiden, dem Ein· 
satz der Deutschen in Nahost nichts im Wege." Im Protokoli 
der AA-S itzung ist zudem davon die Rede, daß "ausreichend 
Zeit" verbleibe, "durch Verfassungsänderung die notwen­
digen rechtlichen Voraussetzungen fUr einen erforderlichen 
Einsatz der Streitkräfte zu schaffen ".!8 

Das Grundgesetz gestattet im Art ikel 87a den Einsatz west­
deutscher Soldaten aussch tieß lich zum Zwecke der Landes­
verteidigung. Die zeitgemäße extensive Weiterentwicklung 
der Bedrohungslüge, die geographische Ausdehnung ihres 
Anwendungsbereiches von der "europäischen Zentralfront" 
bis an die strategisch wichtige Peripherie. die kolportierte 
Behauptung, daß die westeuropäischen NATO-Staaten auch 
durch eine Unterbrechung der "lebensw ichtigen" Rohsto ff­
versorgung in ihrer Substanz angegriffen werdcn könnten, 
haben den Begriff der "Landesveneidigung" in seiner ur­
sprünglichen In terp retat ion au fgeweich t. "Landesverteid i­
gung" soll im öffentlichen Bewußtsein nicht nur an der 
Nahtstelle zwischen "Ost" un.d "West" in Mitteleuropa 
praktiziert werden, sondern gegebenenfalls vie le tausend 
Kilometer von den nationalstaatlichen Grenzen entfernt. 

NATO-Operationen im Südatlantik? 

Namhafte eDU-Politiker haben in den le tzten jahren seit 
der ölkrise wiederholt über den Einsatz der Bundeswehr 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches laut nachgedacht. 
Das "liberak Nordlich t" W. Leisler-Kiep forderte den Ein· 
satz "deutscher Marineeinheiten" nicht nur im Nordat lan­
tik, sondern auch "im Mittelatlantik oder im Südatlantik 
oder am Kap ". Selbstverständlich "nur in extremen Sima­
tionen".19 
F.j. Strauß äußerte während der Doppelkrise im Nahen/ 
Mittleren Osten Anfang 1980, "er habe nichts dagegen. 
... wenn als Demonstration der Geschlossenheit auch einmal 
Schiffe der Bundesmarine 'Flagge im Indischen Oz·!an' zeig. 
ten".20 
CDU·Rechtsaußen A. Dregger forderte se inerseits "den Auf­
bau einer militärischen Präsenz der NATO am Persischen 
Golf", denn nur so sei "mr den Westen die lebensnotwen­
dige Energie-Zufuhr sicherzustellen". Weitere neue Einsatz­
räume der NATO. so Dregger, könnten der Südat lan t ik und 
der Indische Ozean werden. Die westeuropäischen NATO­
Staaten sollten, zusammen mit den USA, "in dieser Region 
eine gemeinsame Verantwortung i.;bernehmen",21 beispiels­
weise durch Beteiligung an der damals noch im Aufbau be­
findlichen " Rapid Deployment Force". 
M. Wörner beeilte sich zwar damals, einen "Einsatz der Bun­
deswehr außerhalb des NATO-Bereiches" rur "gegenwärtig 
unangebracht " zu erklären, hielt seinem stürmischen Partei­
freund jedoch zugute, daß dessen überlegungen "sicher auf 
sehr lange Zukunft als Eventualität gedacht" gewesen seien. 
Gleichzeitig fordert e er, daß die "Sicherung der Rohstoff­
und Ölversorgung" endlich zu einer "zentralen Aufgabe der 
NATO " werden müßte. Die Begrenzung des Aufgabenberei­
ches der NATO auf Europa sei "überholt".22 
Von einer diesbezüglichen Änderung des NATO-Vertrages 
wird allerdings allgemein abgeraten, mit Blick auf den 
"Sicherheitspolitischen Konsens" in einigen westeuro­
päischen Mitgliedsstaaten (BRD, Niederlande), der durch ci· 
ne förmlich e Ausweitung des im Vertrag niedergeschriebe­
nen Verantwortungsbereichs gefahrdeI werden könnte. "Ei· 
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ne förmliche Erweiterung ihres geographischen Verantwor­
tungsbereichs würde eine grundlegende Veränderung des 
Vertrages und Ratifizierung in fUnfzehn Parlamenten erfor· 
derlich machen. Eine solche Änderung würde höchst strittig 
sein."23 
"Dem NATO~Befehlshaber Atlantik in die Möglichkeit ein· 
geräumt worden, potentielle Bedrohungen südlich des Wen· 
dekreises des Krebses zu untersuchen. Er hat allerdings kei­
ne Befugnis, Operationen im südlichen Atlantik vOT"wberei­
ten. Einzelne Verbündete mögen außerhalb des NATO­
Gebietes zusammenarbeiten, das Bündnis selbst kann den 
e igenen Einsatzraum nicht über die vertraglich fes tgeschrie­
benen Grenzen ausweiten. Damr gibt es viele Grunde. Die 
NATO ist zuvörderst ein Bündnis zur Aufrechterhaltung des 
europäischen Kräftegleichgew ichtes im a llgemeinen und zur 
Eindämmung der auf Mitteleuropa ausgerichteten sowjeti­
schen Militärmacht im besonderen. Es besteht daher die Be­
sorgnis in Europa, daß eine Aufsplitterung der Kräfte von 
der eigen tlichen Aufgabe ablenken könnte. Zweitens haben 
sich die NATO-Partner nur selten auf e ine gemeinsame Be­
standsaufnahme einigen können, wie man auf Konnikte in 
der Dritten Welt - vor allem. wenn es sich um politische 
und soziale Veränderungsp rozesse handelt - reagieren so lle. 
Obwohl die gemäßigte Linke Europas wesentlich zum Zu· 
standekommen der NATO beigetragen hat, blieb sie immer 
mißtrauisch gegenÜber der politischen UrteiIsfahigkeit 
Amerikas im Hinblick auf Konflikte um soziale und wirt­
schaft liche Umwandlungsbestrebungen in der Dritten 
Welt.,,24 

Günther Gillessen, FAZ-journalist und wiederholt auch 
Autor in der NATO·Hauspostille NATO·Brief, ist der Auf· 
fassung, daß eine förmliche Vertragsänderung ohnehin über· 
flüssig sei und von daher auch einem gemeinsamen Auftre· 
ten südlich des nördlichen Wendekreises des Krebses nichts 
im Wege stehe: 
"Kein Wort im Vertrag verwehrt der NATO, als Allianz 
einer Gefahr zu begegnen, die sie außerhalb dieses Gebietes 
bedroht. Der Sinn des Artikel 6 war gewesen, die Allianz 
nicht dazu zu verpnichten, auch die damaligen Kolonien der 
Mitglieder zu schützen. Bei der Interpretation ist die histori­
sche Situation bei Vert ragsabschluß vor über dreißigjahren 
zu bedenken. Niemand erwartete damab, daß die großen 
Ozeane und Meere nicht weiterhin aussch ließlich von den 
westlichen Seemächten kontrolliert würden. Heute macht 
weder der Wortlaut noch der Sinn des Artikels 6 es erforder· 
lich, den Vertrag zu ändern; um als Allianz Ordnungsin­
teressen im Indischen Ozean wahrl.unehmen. Es fehlt nichts 
als der Wille. Solange er fehlt, wird die amerikanische Strate­
gie lediglich von den Streitkr'.i ften der Fr.tnzosen und Briten 
unterstützt. ,,25 

Krieg in Europa oder in der Dritten Welt? 

Um die Antwort auf diese Frage \'orweg zu nehmen: Sowohl 
als auch! 
Es entspricht einer leider weit verbreiteten UnsiHe am lin­
ken 1--lüge! der Friedensbewegung, die Stationierung neuer 
eurostrategischer Waffensysteme in Westeuropa indirekt nur 
unter dem Aspekt der "Abschreckung" zu sehen. In dem 
Sinne, daß mit der Aufstellung dieser Systeme einzig und 
allein intendiert sei, durch Drohung mit zum nuklearen Erst­
schlag geeigneten Waffen die Sowjetunion :tur lO talen Passi· 
vität außerhalb ihrer Paktgren:ten zu zwingen, um den USA 
die ungehinderte Durchsetzung der "Pax Americana" an der 
Peripherie l.U ermöglichen. 
Als Rencx auf den in der FriedenSbewegung l.weifello$ weit 
verbreiteten "Euro-Zenlrismus" ist die$c Interpretation 
sicherlich allzu verständlich. Auch läßt sie sich nicht als 



schlichtweg falsch denunzieren. Doch soll die Dislozierung 
der neuen Waffensysleme weit mehr bezwecken, als den 
USA von Westeuropa aus den Rücken ftir militärische Aben· 
teuer an der Peripherie freizuhalten. Die neuen eurostrategi· 
schen Waffensysleme vom Typ Cruise Missile und Pershing 
11 sind vielmehr Teil eines Konzeptes ,.integrierter konven­
tioneller/nuklearer Vorneverleidigung"26, das die ehrgeizige 
Zielsetzung verfolgt, den weiteren Bestand der nunmehr 38 
jahre währenden j alta-Ordnung in Europa offensiv in frage 
zu stellen. 
Der seitens der NATO als "aufgezwungen" empfundene 
"Abschnckungsfrieden" an der Nahtstdle zw ischen den 
Blöcken mit seinen lähmenden Auswirkungen über den 
europäischen Kontinent hinaus soll noch gegen Ende der 
90er jahre aufgebrochen werden. Durch "Abmagerung" bei 
den .,unhandlichen" und "kontraproduk tiven", weil "selbst­
abschreckenden", nuklearen Potentialen, bei gleichzeitigem 
Ausbau der konventionellen Schlagkraft soll der Krieg auch 
an der "europäischen Zentralfront" wieder ftihrbar und sicg­
reich gestahbar werden. 
Der Wehherrschafuanspruch der NA TO macht auch vor der 
J alta·Ordnung nicht halt. Der Ubergang von der "Swing­
Strategie" zur Strategie der zweieinhalb oder drei Kriege 
bedeutete nicht den Austausch des potentiellen Kriegsschau­
plau:e$ Europa gegen einen potentiellen Kriegsschauplatz et­
wa im Nahen und Mittleren Osten, sondern nicht mehr und 
nicht weniger als d ie Rück kehr des Imperialismus zur Politik 
der globalen Konfrontation. 27 

Hieraus erklärt sich auch die doppelte Aufgabe der Schnel­
len Eingreif truppe, die nicht ausschließlich einem Kriegs. 
schauplatz im Nahen und Mittleren Osten zugeordnet wer­
den kann, und der ambivalente Charakter des "Wartime 
1I0st Nation Support Program", das sowoh l den transat lanti­
schen Nachschub im Falle einer Krise an der "europäischen 
Zentralfront" als auch den Beitrag der BRD im Falle einer 
US-Intervention im Nahen und Mittleren Osten oder in Afri­
ka regelt. 
In einem Interview mit dem Spiegel (Nr. 34/1982) äußerte 
NATO-Oberbefehlshaber General Rogers u.a.: "Kommt es 
zuerst zu einer Krise in Südwestasien, dann müssen einige 
der im 'Rapid Reinforcement Plan' (Schnellen Verstärkungs­
plan) des SACEUR (Obersten Alliierten Befehlshabers Euro­
pa) als schnelle Verstärkung für Westeuropa vorgesehenen 
Einheiten nach Südwestasiep verlegt werden. Entwickelt 
sich zuerst in Europa eine kritische Lage, dann kommen sie 
zu uns." 
Es fehlt hier der Platz, diese Problematik eingehender zu 
erörtern. Das "Wartime Host Nation Support Programm" 
(WHNSP) wurde seinerzeit von uns28 ausschließ lich unter 
dem Aspekt des damit im Zusammenhang stehenden bun­
desrepublikanischen Beitrages im Falle einer US-Interven­
t ion im Nahen Osten betrachtet. Diese verengte Sichtweise 
bedarf heute einer nachträglichen Korrektur. 

Tatsächlich hat das WHNSP einen ausgesprochen ambivalen­
ten Charakter, der sich aus der Vielzahl von Aufgaben der 
Schnellen Eingreiftruppe ergibt. Zudem sind die der RDF 
zugeordneten Kontingente weitgehend identisch mit den fUr 
den Krisenfall an der "europäischen Zentralfront" vorgese­
henen Verstärkungseinheiten. Die RDF ist, nach allen mir 
bislang diesbezüglich zugänglichen Informationen, abge­
sehen von kleineren Kontingenten mit speziellen regionalen 
Aufgabengebieten, eine "Feuerwehr" mit tatsächlich welt­
weitem Einsatzgebiet.29 

Das Problem bundesrepublikanischer Politiker mit dem 
WIINSP resultiert genau aus diesem Charakter der RDf, der 
sich wiederum aus der Abkehr der USA von der "Swing. 
Strategie" ergibt. Die RDF ist fUr den Einsatz an jedem 
möglichen Kriegsschauplatz rund um den Globus eingeplant, 

inklusive der .. europäischen ZentralfronI". Im Falle mehre­
rer Kriegsschauplätze (was ja die neue US·Strategie fUf 
durchaus erstrebenswert hält. nämlich regional begrenzte 
Konflikte horizontal zu eskalieren) bedeuten diese zusätz­
lichen Aufgaben eventuell eine Ausdünnung der US-Streit­
kräfte an der "europäischen Zentralfront", was wiederum 
ein stärkeres Engagement der europäischen Verbündeten 
(und hier insbesondere der BRD) erforderlich machen 
würde. 
Die Kontroverse zwischen den USA und der BRD besteht 
darin, daß die USA keine Garantie dafUr abgeben können , 
daß nicht ein Teil ihnr für Europa vorgesehenen Verstär­
kungskräfte und ein Teil des bereits hier voreingelagerten 
Gerätes (wofUr die BRD die Kosten iibernimmt) im Falle 
eines außereuropäischen Konfliktes größeren Ausmaßes von 
der "Zentralfront'" abgezogen wird. 

Anmerkungen: 
I) Zit. nach: D~~ Welt, 3.6.1980 
2) Zit. nach: M.T. Klare, Die Verteidigung der westlichen Interes· 

kn. Eine maßg.:r«:hte Interventiorunrategie geg.:n die Drille 
Welt, in: Le Monde Diplomatique en Espanol, Mexiko-5tadt, 
April 1980 

3) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 9.2.1982 
4) Die Weh, 24.12.1973 ' 
5) Die Weh, 16.11.1973 
6) Vgl. Süddeuuche Zeitung (SZ), 27.3.1976 
7) Vgl. Hannoveraner Allgemeine, 22.1.1976 
8) Zit. nach: Europa-Archiv, NT. 11/1980 
9) Zur Schnellen Eingreif truppe siehe auch: AlB 7-8/1983. S. 9-1!>; 

d. Red. 
10) Zil. nach: Stern, 8.6.1978 
ll) Der Spiegel, Nr. 11/1981 
12) Zit. nach: New Vork Timu, New Vork, 29.!>.1973 
13) FAZ, 12.6.1981 
14) DerSpiegcl,Nr.21/1981 
15) diskofo, Nr. 41; zum Beitrag der Bundesrepublik in der imperia­

listischen Arbeiuteilung der NATO siehe auch: Mohl/Schminl 
SChulz/Schulze·Marmeling, Krieg und Frieden und Startbahn 
West, in: Nur wer sich bewegt, spürt J.c:ine FesJ.c:ln, Offenbach 
1982 

16) Informationen für die Truppe, NT. 8/1978 
17) Vgl. Frankfurter Rundschau (FR), 23.7.1980 
18) Der Spiegel, Nr. 11/1981 
19) Zit. nach: Der Spiegel, 21.7.1980 
20) Zi\. nach: Unkre Zeit, 10.4.1980 
21) Zil. nach: FR, 10.1.1980 
22) Zit. nach: FR, 12.1.1980 
23) Die Sicherheit des Weuens. Neue Dimensionen und Aufgaben, 

Bonn 1981. Die Autoren dieser halboffiziellen Studie empfehlen 
dem Bündnis "eine arbeiuteilige Politik ... , mit der Hauptlast für 
die Aufstellung einer schnellen Eingreif truppe auf die Vereinig· 
ten Staaten fallt, während die Europäer einen gewiskn Beitrag 
an personellem und materiellem Einsatz leisten, wo dies ang.:­
messen ist (wie im Fall Frankreichs und Großhritanniens), undl 
oder Unterstützung ftir die amerikanische schnelle Eingreiftrup· 
pe bereitnelLen, sich um Verstärkung bestehender westlicher 
Stützpunkte in der Region bemühen und durch Beibehaltung 
ihrer eigenen Verteidigungsausgaben in Europa die Möglichkeit 
schaffen, daß amerikanische Renoulcen für den Mittleren Osten 
freigesetzt werden." 

24) JJ. Holst, Bedrohung außemaib des NATO-Gebietes. Strategi· 
sehe Interessen und innenpolitische Zwänge des Bündnisses, in: 
Europa-Archiv, Nr. 21/ 1982 

25) FAZ, 3.7.1982 
26) Siehe dazu u.a.: D.R. Cotter, Eine modeme integrierte Konzep­

tion für die Vorne verteidigung Weneuropas, in: Europäische 
Wehrkunde, NT. 1/1983 

27) Schon gegen Ende der !>Oer Jahre beklagte Henry Kininger die 
"lähmenden AU$Wirkungen" des "Abschreckungsfriedms" an 
der "europäischen Zentralfront". Aus dem Dilemma der "Nie­
derlage mit oder ohne Krieg" entwickelten die USA die Strate· 
gie des "begrenzten Krieges". H. Kissingen 1957 verfaßte Ana· 
lyse des "strategischen Patts" (vg!. H. Kininger, Kernwaffen und 
auswärtige Politik, München 1974) erscheint allerdings heute in 
mehrfacher Hinsicht als revisionsbedürftig. 

28) Vgl. Krieg und Frieden und Startbahn Wen, a.a.O. 
29) Hier täuscht sich T. Horlohe, der in den blättern des iz3w (Nr. 

IlO/Juni 1983) etwas kritiklos unsere veraltete Analyse über· 
nimmt. 
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Informationsordnung 

Peter Garcia 

Das Yariete der Manipulationen 
CIA-Mann McGhee nach 25 Jahren Agententätigkeit: "Wo 
die notwendigen Bedingungen und Vorwände rur die nord­
amerikanische Intervention fehlen, werden die geeigneten 
Situationen vom CIA geschaffen, oder er erfindet sie und 
verbreitet sie weltweit über ihre KontaktsteIlen in den Mas­
senmedien."l 
Das sicht konkret so aus: 

Am 8. Oktober 1979 veröffentlichte derCIA-Agent Robert 
Moss einen Artikel im Londoncr Daily Teh:graph. Dort be­
hauptete er. daß in Jamaika eine kubanische Geheimarmee 
von 5.000 Mann im Einsat:!: sei. Dieser Artikel wurde in der 
jamaikanisch<:n Zeitung Daily Cleaner unl",r der Uberschrift 
abgedruckt: .. Fidel will aus Jamaika cnglischspr.lchigcs 
Kuba machen," 

Am 1 Q. Oktober 1981 schrieb I\lr. I\loss wieder einen Arti· 
kel im O<lily TeJegraph. Und wieder ging es um eint· kuban;­
sehe Geheimarmee. Ebenso unverändert blieb die Zahl von 
5.000 Mann - nur daß sie diesmal in Nikaragua ihr Unwcscn 
trieben. 
R. !\Ioss halte sich schon vor 1979 mit Untt'rgrundarmeen 
befaßt. KurL vor dem Militärputsch in Uruguay 1973 ent­
deckte er dort die Existenz eines kubanischtn Untergrund­
heeres. Nach dem Militärputsch behauptete er. in Chile gäbc 
es eine Gehdmarmee von 14.000 linken Uruguayern. Boli· 
vianern und Kuhanern. Und nach dl'm Staatsstreich Augusto 
Pinochets am 11. September 1973 stach ihm eint' Unter­
grundarmee chilenischer Linker in Portugal ins Auge. 
Den Gipfel der Unverfrorenheit kiste te sich Mr. Moss in 
dem von ihm mitverfaßten Buch ,.The Spike·' (Der Nagel). 
Dort beschuldigt er die SowjelUnion der Erfindung der 
W ah rhei tsverfalsch ung 12 

Unvergessen bleibt die Lügenkampagne der US-i\lasscn-

48 

medien zur Zeit der versuchten Invasion in der kubanischen 
Schweinebucht. Im CIA-jargon werden total erfundene In­
formationen als "schwan;" bezeichnet. Dieses Adjektiv 
dürfte rur folgende Meldungen kaum noch ausreichen. Die 
US-amerikanische Presseagentur UPI am 17.4.1961: "Der 
I'remierminister Fidel Castro ist geflohen und sein Bruder 
Raul wurde verhaftet."' UPI am 18.4.1961: "Es wurc!t: be­
stätigt, daß Fidel in Mexiko um Asyl gebeten hat." Was 
wohl nicht geklappt hat, denn am 20.4.1961 behauptete 
UPI: "Der Ministerpräsident Fidel Castro ist als Folge der 
Bombenabwiirfe auf Havanna ... arbeitsunnihig." Den Vogel 
schoß diese Agentur dann am selben Tag mit der Verbrei­
tung des Gerüchts ab, daß ehe Guevara Selbstmord began. 
gen hätte!3 

Die BerichterstatlUng über die Gipfelkonferenz der Nicht­
paktgebundenen zeichnet sich dadurch aus, daß sie sehr oft 
gar keim' ist. Eine g~nz besondere: I'erle ist folgende UPI­
Story von der Konferenz 1976 in Sri Lanka: 

"Ein westdeutscher journalist las gerade gedankenversunken 
die englische Fassung eines Dokuments, als ein finster 
blickender Nordkoreaner mit I'resseausweis ihn fragte, 
woher er es habe. und vergeblich versuchte, es ihm weg-Lurei­
ßen. Andere Nordkoreaner, vermutlich ebenfalls mit Presse­
ausweisen. wurden im Pressezentrum beobachtet, wie sie 
über die Schultern von Reportern blickten, um zu sehen, 
was diese schricben ... "4 
Ein intdligenter, weil englisch verstehender Westdeutscher, 
ein zum Wegreißen zu dummer Nordkoreaner, sowie seine 
ebenso dummen Landsleute, die - da sie nur vermutlich 
Presseausweise haben - sowieso keine journalisten sind. 
ihrc Informationcn also von anderen abgucken müssen! 
Haben die westlichen Massenmedien inzwischen daLuge­
lernt? Die B(·richterstatlung zur Gipklkonferenz in Ddhi 
im MärL d.J. (siehe AlB 4/1983. S. 4-11) gibt kaum Anlaß 
zur Hoffnung. Ein Artikd in dcr International lIerald Tri­
bune (Zürich /Paris) vom 9.3.1983 läßt kurL ein paar loben­
de Worte über das Auftreten von I'era de Cucllar falkn -
dl'r UNO-Generalsekretär hatte angeblich gldche Distanz 
vom Imperialismus und den sozialistischen Ländern gefor­
dert - und legt dann in bestem Kolonialstil los: 

"Berichte" im Kolonialherrenton 

"Die nichtpaktgebundenen Nationen haben ... du ·Ich-bin­
heiliger-als-Du'-Liedchcn gespidt. das Ländern nicht an­
steht. die vor eigenen Kriegen. Gremstreitigkeitcn, rassi­
schen Antagonislll('n und religiösen Verfolgungen nur so 
strotzen ... Bei den Nichtpaktgcbundcnt·n gibt ('S immer 
noch zu viel ... Unfahigkeit. Sie braudlell ,o;wei Dinge: Klare­
res Sdl>stverständnis und gute Führung. Seit dem Tode 
Ti\(ls h~t cs in der Dritten Weh keine l>edeutendcll und 
allseitig anerkannten hihrerpersönlichkeiten gegeben ... Indi­
fa Gandhi hat in der Außenpolitik keine glückliche lIand 
gezdg\. In d<.:n Fragen Afghanistan und Kampuchea hat sie 



sich Fehltritte geleistet ... Trotzdem scheint sie dazuzuler· 
nen ... '· 

Mit gleicher Arroganz folgt die Frankfurter Allgemeine Zei. 
tung (F AZ) auf den Fuß. Nachdem sie ihrer Hoffnung Aus­
druck verlieh, daß die Nichtpaktgebundenen mit dem Gipfel 
in Delhi gleichen Abstand zu den Großmächten ansteuern, 
schreibt sie: "Dann wären die Blockfreien genau dort, wo 
sie hingehören ... Der früher auftrumpfend vorgebrachte An. 
spruch auf eine 'Neue Weltwirtschaftsordnung' klingt leiser, 
obwohl er noch nicht aufgegeben i5t. .. " 
Man schaue genau hin: Noch nicht aufgegeben! Und warum 
ist sich die FAZ so sicher, daß der Zeitpunkt kommen muß, 
an dem die nichtpaktgebundenen Länder die Forderung 
nach einer Neuordnung der WehwiruchafUbeziehungen 
ganz falJenlassen? "Die meisten brauchen den 'Norden', um 
ständig aufs neue Schulden bei ihm machen zu können und 
sie danach wieder von ihm gestrichen zu bekommen",!) er­
klärte das Organ der bundesdeutschen Wirtschaft - und ver. 
lor damit endgültig seinen Anspruch auf "Zeitung ftir kluge 
Köpfe". 

Wie ein Staatsoberhaupt zum Terroristen wird ... 

UPI August 1976. Zitiert wird M. el·Ghaddafi, der sich ge· 
gen die Diffamierung der Befreiungsbewegungen als "Ter· 
roristen" wendet: "Wenn der Kampf des Volkes von Zirn· 
babwe Terrorismus ist, dann stehen wir auf der Seite des 
Terrorismus, erklärte Lybiens Führer Ghaddafi, der beschul· 
digt wird, umstürzlerische Bewegungen auf den Philippinen, 
in Nordirland und im Sudan zu unterstützen, und dem man 
die Sabotageakte in Ägypten und EntfUhrungen und Terror· 
angriffe in zahlreichen Ländern zuschreibt, und er sagte, daß 
Lybien bereit ist, dafUr geradezustehen."6 
M. el·Ghaddafi hat lediglich gesagt, daß er den Kampf der 
Befreiungsbewegungen unterstützt. Alles andere wurde mit 
der eindeutigen Absicht hinzugefUgt, um den Leser zu täu· 
sehen und ihn glauben zu machen, Ghaddafi hätte die ihm 
vorgeworfenen Terrorakte eingestanden. 
Was man Ghaddafi angedichtet hat, verschweigt man bei 
einem anderen Mann - und verdeutlicht so das bürgerliche 
Konzept von ausgewogener Berichterstattung. Am 
17.3.1983 veröffentlichte der Stern eine Riihr·Story vom 
"kubanischen Dichter Armando Valladares, der im Dezem· 
ber 1960 ... ohne Beweise zu 30 jahren Haft verurteilt·' 
worden sei. Kein Wort davon, daß der frühere Batista·Poli· 
"list Valladares aktives Mitglied der Attentäter·Bande Oliver 
Obregons war, die an Orten mit starkem Publikumsverkehr 
selbstgebastelte Bomben hinterlegten. Diese Sprengstoff. 
pakete explodierten bei der leisesten Berührung. Unter den 
unschuldigen Opfern der Bande befanden sich Frauen und 
Kinder. 7 

Bei seiner Schweige kampagne leisten dem Stern Gesell· 
schaft: Le Monde (Paris), EI Pals (Madrid) sowie die Nach· 
richtenagenturen der Bundesrepublik, J-'rankreichs, Groß· 
britanniens, Spaniens und der USA. Um das revolutionäre 
Kuba zu verleumden, waschen die westlichen Massenmedien 
das Blut von den Händen eines wirklichen Terroristen. 
Im November 1982 nahm die UNO·Vollversammlung mit 
großer Mehrheit eine Grundsat"lerklärung von 15 Entwick­
lungsländern an, die das Recht bekräftigt, ausländische 
Direktfernsehsendungen über Satellit innerhalb der eigenen 
Landesgrenzen verbieten zu können. Die sozialistischen 
Länder stimmten mit den Staaten der Dritten Welt. Insge. 
samt gab es ganze 15 Gegenstimmen aus dem westlichen 
Lager. 
Dazu schrieb die International 
24.11.1982: "Außerdem versuchen 

lIerald Tribune am 
die Dritte·Welt·Sowjet· 

Prinzipien, den Inhalt ausländischer Programme zu kontrol· 

lieren ... " Ein kleiner Kunstgriff - der Zusatz des Wortes 
"Sowjet" - und schon hofft man, beim Leser eine sofortige 
Ablehnung der Forderungen der Dritten Welt "lU erreichen. 
Um diesen faulen Trick noch glaubwürdiger zu machen, 
zitiert man anschließend den sowjetischen Delegierten: 
"Yuri M. Kolosov argumentierte, daß Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Nationen zur Erhaltung des 
Friedens beiträgl..." 
Und damit der Leser ja keine falschen Schlüsse aus diesem 
Satz "lieht, wird gleich seine Deutung hintenapgehängt: 
" ... eine Sprachregelung, die Moskaus Besorgnis über auslän· 
dische Sendungen widerspiegeh'·. Wenn man nicht einmal 
seinen eigenen U~sern trauen kann ... 
Im Handbuch rur psychologische Operationen der USo 
Armee sind 142 Symbole aufgefUhrt, die als Wort oder Ab· 
bildung Empfindungskcnen auslösen können, und zwar so­
wohl in positiver als auch in negath'er Hinsicht. Für Latein· 
amerikas Katholiken sind positive Auslöser das Kreuz, die 
jungfrau Maria usw .. 
Die konterrevolutionäre nikaraguanische Zeitung La Prensa 
hat alle diese Symbole gegen die Sandinistas eingesetzt, bis 
hin zu einer Marienerscheinung, die vor den "kommunisti· 
schen" Sandinistas warnte. Der Daily Gleaner jamaikas ver· 
öffentlichte zur Regierungszeit Präsident Manleys das Foto 
einer Bibel, die von einer "kommunistischen Kugel" durch· 
bohrt worden sei. 
Negative Symbole sind besonders bei abergläubigen Men· 
sehen Fotos von Krankheiten, toten Tieren sowie Schilde· 
rungen unheimlicher Erscheinungen. Der Daily Cleaner zeig· 
te ein Ei mit einem schwarzen Fleck, der die Form der 
Sowjetunion hatte. Mit diesem Ei wollte Cott das Volk 
jamaikas vor den Kommunisten warnen - wobei die Idee 
dazu wohl aus "God's own country", den USA, kam. 
Der chilenische EI l\lereurio brachte im Putsehjahr 1973 
wiederholt Farbfotos von bei Operationen geöffneten Her· 
zen neben dem Foto Salvador Allendes. 8 

Eine andere Variante der psychologischen Manipulation ist 
die räumliche Verknüpfung von fotos der in Frage kom· 
menden Personen mit Schlagzeilen, die einen negativen 
Symbolwert haben, aber mit dem foto in keinem Zusam· 
menhang stehen. Drei jahre lang wurde SaIvador Atlendes 
Bild im EI Mercurio nur neben Schlagzeilen veröffentlicht, 
die Worte wie Gewalt und Mord enthielten oder den Sozia· 
lismus verleumdeten. Der Wirtschaftsminister der Allende· 
Regierung wurde neben Schlagzeilen wie "Er wollte ihn er· 
würgen" und "Mutter vergewaltigt und ermordet" abgebil· 
det. 
Nikaraguas La Prensa schließlich veröffentlichte ein Bild von 
Vertcidigungsminister lIumberto Ortega unter dem Foto 
einer verstümm~ltcn Leiche - beide noch zusätzlich durch 
die Ablichtung eines sandinistischen Polizeiausweises ver· 
bunden, der angeblich in der Nähe der Leiche gefunden wor· 
den sei. 9 

Einer der Architekten des Kalten Krieges, der damalige USo 
Außenminister john Foster Dulles, ließ verlauten: "Wenn 
ich nur ein einziges Prinzip unserer Außenpolitik wählen 
könnte, und kein weiteres - ich würde mich ftir den freien 
Informationsfluß entScheiden.·'lO ·Unabhängig vom Wahr· 
heitSgehalt der Information' - bliebe lloch hinzuzuftigen. 

Anm("rkungcn: 
I) Th~ Nation, New York, 11.4.1981 
2) DialogoSocial, Panama, Nr.I!>1/1982 
3) Granma, Havanna, 19.4.1981 
4) NACLA. Report on lhe Americas, New Vork, Nr. 4/1982 
!)) Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 12.!J.1983 
6) NACLA, a.a.O. 
7) Voz Proletaria, Bogota, 11.11.1982 
8) Dialogo Social, a.a.O. 
9) Granma, 28.1 U982 

10) Cadcmos do Tcreciro Mundo, Lissabon, Nr. 43/1982 
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Solidaritätsbewegung 

Lateinamerika-Wochen in Wien 
"Bindet Goliath di~ Hände, denn er ist im Begriff, verrückt zu wer­
den." Das waren die Worte von Emesto Cardenal, nikaraguanischer 
Priester und Kultunninisle r, bei der Eröffnung der Wiener Latein­
amerika-Wochen im Mai/Juni dieses Jahres. 
Nicht nur E. Cardenalsprach deutliche Worte zur Bedrohung durch 
den US-Imperialismus. Auch der uruguayische Historiker und 
Schriftsteller Eduaroo Galeano, der ebenfalls nach Wien gekommen 
war und durch politische und rhetorische Brillianz faszinierte, griff 
dieses Thema auf: 
"Eine Revolution wie die Nikaraguas ist gefahrlich HiT die imperia­
listische Machtstruktur, weil sie eine Welt in Frage stellt, die in krimi­
neller Weise organisiert iSI. Und diese kriminelle Organisation der 
Welt ist ein Feind des echten Friedens, weil in ihr einige Länder 
meinen, die Herren über andeu zu sein und bcstimmw zu können, 
wer ein Recht auf Demokrdt ie habe ... " 
"Der Kampf um den Frieden s<:hließt Waffen nicht aus; das ers<:heint 
widersprii<:hlich und paradolt. Aber ein Befreiungskampf, der den 
Willen der Mehrheit des Volkes ausdrückt und der das Resultat ~on 
jahrhundertelanger Erniedrigung und Verzweiflung ist, in ein Krieg, 
der dem Frieden dient, weil er die Ursachen des Krieges bekämpft ... " 

Und mit den Worten: "Kein reich"r Staat hat das Recht, einem 
annen Land die Priifung ;n Sachen Demokratie vorluschreiben", gab 
er gleichzeitig AltbundeSkanzler Kreisky - der au<:h Vorsitzend"r des 
Solidaritätskomitees rur Nikaragua ist - eine Antwort. 
Dieser halle bei der Eröffnung der parallel zu den Lateinamerika· 
Wochen organisierten Nikaragua·AusstelJung naiver Bauernmalerei 
und Fotografien, an Ca.dcnal gerichtet, gemeint; "Seid vorsichtig 
und behutsam mit den Werten, die die Demokratie dem Volk ver· 
spricht ... Ich erwart" von unseren Freunden in Nikaragua, daß si" 
den Grundsätzen der Demokrati" treu bleiben ... " 
Welehen Symbolwert eine Hängematte, die daraufhin von Cardenal 
an Kreisky als Geschenk überreicht wurde, denn nun wirklich halle, 
blieb der schmunzelnden Phantasie d"s Publikums überlassen. 
Lateinamerika·Wo<:hen in Wien: In dieser Größenordnung, der Breite 
d"r Or!f4nisalionen und ThemensteIlungen ein Novum für österr"ieh; 
gewaltiges Interesse von Anfang an; die " starke" EröUnung mit Car· 
denal und Galeano, mit Vertretern des Österreich ischen Gewerk­
schaftsbundes und der SolidaritäUkomitees brachte zwei Tage hintn­
einander je 1.200 Menschen in den Wiener Messepalast. 
Jedoch sind solche Ereignisse ni<:ht nur zu meSSen an Eröffnungen, 
sondern vor allem am "Alltag" der Veranstaltungen. Und das Ziel 
war nicht niedrig gesteckt; 4 Wochen hindurch täglich Programm zu 
Lateinamerik.a zu machen - in Form vun Vorträgen. Podiumsdiskus­
sionen, filmen, Musikver;mstaltungen, Lo:sungen, Fiestas, einer 
Media thek, Kinderaktionen. so&,,,r Gottesdiensten _ und paralld 
dazu die Nikangua-Ausstellung, ebenfalls im Messepalast unterge­
bracht. 
Organisiert wurden die5e Wochen der Solidarität vom Solidaritäts­
forum Lateinamerika, in uem 8 Organisationen zusammengeschlos­
~" sinu: Di.., Arb..,itsgruppo: Otristen rur Chile, die Chile-Solidaritäts­
front, das El-Salvador-Komitee, das Guatemala-Komitee, die Initia­
tive für Amnesti<: in Uruguay, das Nikamgua-Komil<:e, die OSl<:rrei· 
chisch-Kubanische Ge5ellso;haft und das Par .. guay-Komitee_ 
ObeITAScht waren alle Bet";li!!!<:n_ Nie: hatte man mit soviel Interesse 
!!crcChnd (pro Ab<:nd kamen im Schnitt 200 Besuch,'r). Skeptisch 
war man yorh<:r, ob man ein $0 !!ewa!ti!!es Programm überhaupt 

50 

Komipiert waren anfangs, einige Monate vorher, Arbeitsgruppen, die 
- zusammengesetzt aus Mitgliedern der eimelnen Komitees und un­
tel'$tüt;;:ender Organisationen (so die Parteijugend von SPÖ, KPö, 
Gewerkschafts; und Frauenorganisationen, kirchliche, alternative 
und Dritte-Welt-Gruppen, an die 30 insgesamt) sich inhaltlich mit 
se<:hs Schwerpunktthemen befassen sollten: Frieden·Befreiung, US­
Außenpolitik, Massenorganisationen und -kämpfe in Lateinamerika, 
Antifaschismus hier und dort, Frauen, Kirche_ 

Aus diesen Themen sollten - nicht länderspuifisch, sondern aus der 
Sicht des Zusammenhangs - Veranstaltungen "wachsen"_ Die~1 
Konzept ließ sich allerdings, vor allem aufgrund der Kürze der zur 
Verf'Ugung stehenden Zeit und des in diese Periode hineinfallenden 
Wahlkampfs, nicht durchgehend verwirklichen. Vieles mußte kun­
fristig umdisponiert, ja improvisiert werden (in "gut" österreichi­
scher Manier). Docb die Dynamik und der Einsatz einzelner Gruppen 
und Komiteo:s hielten der Improvisation stand. 

Besonderer Schwerpunkt war naturgemäß das Verhältnis von Befrei­
ungsbewegungen und hiesiger Friedensbewegung. Repräsentanten 
mehrerer lateinamerikanischer Organisationen legten ihre Standpunk­
te des Befreiungskampfes dar: neben Cardenal und Galeano auch F. 
Herrera/ FMLN EI Salvador, M.A. Albi7.uses/CGUP Guatemala. 
Mireya Baltra/Arbeitsministerin der Regierung AUende, Oscar Col­
lazos/Schriftsteller aus Kolumbien, Ofelia Fernandez und Mario 
JaunarenafFre nte Amplio Uruguay, Renato Artias/Brasilien u_a. 
Deren Ausführungen führten nicht nur bei einem Großteil der Be­
sucher zu einem neuo:n Verständnis. sondern mündeten auch in kon­
krete Aktionen: so z.B. zu einer Demonstration anläßlich des 2. 
nationalen Protesttages in Chile, zu einer Delegation in die uruguayi­
sehe Botschaft anläßlich des 10. Jahrestages des Putsche!>, zu Unter­
s<:hriftensammlungen rur das Recht der Exilchilenen auf Rückkehr in 
ihre Heimat oder zum Linzer Friedensappell. 
Da der DiskussionsSland über das Verhältnis der Befreiungsbewegung 
(bzw. der antiimperialistischen Komitees) zur Friedensbewegung in 
ÖSterreich noch eher unterentwickelt ist, wurde auch diesem Aspekt 
Rechnung getragen: so legte u.a. Wolfram Brönner vom AlB im Rah­
men einer Podiumsdiskussion seine Gedanken und die bundesdeut­
schen Erfahrungen zu dieser Fragell"llung dar. 
Die Erfahrungen aus diesen Lateinamerika-Wochen waren insgesamt 
durchaus positiv und ermutigend: Es ist nicht nur gelungen, ein 
"neues" Publikum anzusprechen, sondem auch fast das gesamte 
Spektrum der österreichiSt;hen und teilweise auch ausländischen Pres­
se zu interessieren. Und erfreulich ist auch, daß durch Cie praktische 
Zusammenarbeit der einzelnen Komitees eine Konsolidierung des Zu­
sammenschlusses im Solidaritäuforum Lateinamerika stattgefunden 
hat. 
Wie is t der Stand der Solidaritätsbewegung in Österreich? 
In den letzten Jahren ist eine Vielzahl von Dritte-Welt- und Solidari­
täugruppen gegTÜndet worden: vielf31tig im Ansatz und Anspruch, 
Ausdruck eines größeren Verständnisses rur Probleme der sog. Dril­
ten WeIl. insgesamt sicher ein Fortschritt. 
Trotzdem gibt es Probleme, die wahrscheinlich auch anderswo be­
kannt sind: Position~n der "kritischen" (oder relativen) stehen denen 
der "unkritischen" (oder absoluten) Solidaritäubewegung gegenüber 
und finden ihren Ausdruck in der Form der Zusammenarbeit mit 
Befreiungsbewegungen und aueh mit politischen Bündnispartnem im 
eig~nen Land. Die, läßt naturgemäß nur eine punktuelle Zusammen­
arbeit, vor allem was konkrete Aktionen anlangt, zu. 
Aufgrund jahrelanger Auseinandersetzungen und Erfahrungen ist es 
schließlich nicht zu einem breiten Bündnis aller Gruppierungen und 
Komitees gekommen, sono:iern zum breitestmög!icben, das seinen 
konkreten Ausdruck in einer gemeinsamen Willenserklärung und dem 
Zusammens<:hluß der genannten Komitees im Solidaritätsforum 
Lateinamerika geführt hat. 
Dazu kommt ein~ weiter", Hir die Situation in öste"eich typiM;he 
S<:hwicrigkeit: Wien ist die Zentrale aller nationalen Solidaritäts· 
komitees, währentl in den Bundesländern kaum mit diesen in Verbin­
dung stehende. sondern eher autonome Gruppen existieren. Nur, was 
Zentralamerika anlangt, gibt u periodis<:he Treffen aller Gruppen, 
die jedoch noch nicht zu einer qualitativen.5tärkung der Zusammen­
arbeit geruhrt haben. 
An diesen Schwächen zu arbeiten, mit dem Ziel, das Informations­
monopol der Massenmedien wenigstens teilweise zu durchbrechen, 
um in der Bevölkerung für die Solidarität mit den um ihre Freiheit 
ringenden Völkern zu "'erben, wird die Solidaritätsbewegung auch in 
OsterTcich Kernessen. Petcr Reimair 



Rezension 

Hunger und Waffen 

M. KidronfR. Segal, Hunger und Walf"n. Ein politischer Wcltallas ... u 
den Krikn der 80cr Jahre. rororo-aktudl 4726, Rcinbck bd Hain­
burg 1981, 2!i DM 
Das Buch in ein politischer Atlu, der mit grafischen ~tincln (Karten, 
Farben, Symbole) Itatinische Merkmale deutlich machen will. Die 
Kapitel; Ocr aggrelsive Staat, Warren und Stut, Vomt.: der Natur, 
WirU<:hafl. Rcgicnnl&'Cn, Gt:ilt im Griff, Guchift, Arbeit, Gcsdl­
schaft, Umwelt, Krisel\ölnzrichen, Konnikl(. Duu in Welt- und Aus­
schninkancn 6S Unterthemen. Die Erlioutuungen stehen Olm Buch­
ende. Da darf man g<:5plnnt sein. 
~r: Die Aus5.lOscknfi vieler Dantcllu,.n tendiert geg<:n Null. Bei­
spiele: Es fehlen mein dit; Quellenangaben mit Baugsnachweiscn, 
nahezu alle absoluten Zahlenangaben und 8crcchnungsmcthodcn. 
Manche Daten sind aus den 60er Jahren. Di( Daten beruhen hiufig 
auf be:r.wtife:lbaren Regienmg:s;angaben (MiHtirausgaben). Unver· 
gleichbares wird gleichgesetzt (China hat zahlcnmäßis fast gleichviel 
•• Kampfflugzeuge" wie die USA): Vuzerrungen durch Mittelwcn­
bildungen werden ohne Erliuterung akzeptiert (Ausweis zu hoher 
Pro-Kopf-Einkommen in Lindern großer Reich-Arm-Unterschiede) 
und übliche Me8methoden kaum oder unkommentiert libernommen 
(das Bruttosozialprodukt bevorzugt Linder mit hohem Fremdarhei· 
tetanteil). 

Auch Fehler sind zu finden (beim Pro-Kopf-KaJori,m·Verbrauch gibt 
es zwar "orange" - Sucbfrika und Schweden gleichI? - aber keine 
itatiuische Größenklasse dazu), Ungereimtheiten (in Uganda hat die 
Stadtbevölkerung um das Vierfache zugenommen, Slums aber gibt c. 
keine) und Unglaubwürdiges (Krankenhausbc:ttenannhl in Namibia 
und der BRD in gleicher Grötknkbsse)_ Es wire Aufgabe eines sol­
chen Bandes. von den Autoren nicht zu verantwonende natistiKhe 
Ungenaui8keiten ausführlich zu erklären - andere dürfte Cf nicht 
geben! 
Erhebliche inhaltliche Mängel kommen him:u; Zu Hunger{Unterent­
wicklung fehlen wesentliche Sozia[indikatoren, so z.B. die Boden­
besitzverhihnissel Unter "Konflikte" gibt CI zwar reißeriJche Karten 
("Rußlands unvereinigte Republiken" und .,studentenbewegung 
1968"). Unachen von zwischenstaatlichen Kriegen werden aber 
nirgends gezeigt. Und sozialökonomisch begründete Bürgerkriege gibl 
ei gar nicht. 

Da wird ZU5llmmengeh6riges getrennt (Nahrungsmitteluherschußpro­
duktion unter "Nahrung". aber im gleichen Land anzutreffender 
Kalorienbedarf unter .. Unser täglich Brot" etwa 40 Seiten spä.ter); 
Chile und Indien sind " Iniein der GlUckscligkeit" (weil steuerfreie 
Produktion möglich); und die ideologischen Scheuklappen wirken 
Ichon manchmal licherlich ( .. Herrschafurdigionen" neben Christen­
tum auch; .. Mlll'll:ismu,-Lcninisrnus" nach .. Mosltauer Zweig", 
.. Pekinger Zweig" und "Moskauer Richtung"). 

In der halben Welt gibt e. keine oder keine freien Gewerluchaften­
ßilturlich besonders im Osten; Quelle: "Gespriiche mit führenden 
Funktioniren interN.tioßiller Gewerksch:.tftsorganisationcn" (Wer? 
Welche Organisationen? Welche Fragen und Antworten? Wann? 
Anzahl der Befragten?). Und was sagen Khon hohe Zahlen von poli­
zeilich verfolgten Verbrechen (ohne Verkehndclikte) pro 100.000 
Einwohner aus? Strenge GeSClte, hohe Qu.a.litit der Poliz.ei, "Un­
moral" der Bcv6lkeruns? (Die ausnahmsweise tU findenden Ein­
schriinkungen der Autoren treffen hier den Kern nicht.) 
In der Einfiihrung heißt es, der Atlas sei wahrhaft international, da er 
die Hauptsorgc aller Slaaun offenkge, nämlich sich austubffiten 
und Konflikte auszutragen_ Konscquenterweisc werden unter "Der 
aggressive Staat" auch die Unabhängigkeiubestrebungcn ehemals 
kolonialer Gebiete aufgeiuhrt! 
Gewollt oder ungewollt leistet da5 Buch undifferenzicrlen Argumen­
ten, Vorurteilen alloO, Vorschub_ Ich kann es nur als negatives Bei­
spiel empfehlen. H. P;uchlau 
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Infodienst 

Friedensbewegung nach Krefeld 

Weder Eimchüchterungsmaßnahmen wie die 
geplante Verschärfung des Demon5tratiom­
w::hts noch die nach dem Besuch von USo 
Vizeprlisident Bush in Krefcld am 25.6.1983 
entbrannte Dislmssion um Sinn und Zwed; 
gewaltfrcier Aktionen haben die Friedens­
bewegung in ihrer Vorbereitung auf die 
Herbstaktionen bremsen können. Mit einer 
Fülle von Aktivitäten (Blockaden, Fastenak­
tionen, Friedensmäl'$chen, Hungcrstaffctcn, 
Kampagnen rur atomwaffcnfrdc Städte und 
Gemeinden usw.) bekam die Bewegung gegen 
die US-Atomrakctcn während der Sommer­
monate neuen Schwung. 
Am 14. Juli dJ. gab der Koordinationsaus­
schuB der Friedensbewegung den Beginn ei­
ner Kampagne rur eine Volksbdrillg\lng über 
die SUlionienmg von Pershing 11 und CruillC 
Missiks bekannt. Gleichzeitig wird die Unter­
schriftensammlung unter den Krefc:!dcr 
Appell fortgesetzt, deren Initiatoren rur den 
17.9.1983 das 3. KrefeWcr forum nach Bad 
Godesberg einberiefen. Zu den Volksver­
sammlungen fUr den Frieden am 22. Oktober 
1983 in Bonn und Stuttgart hat inlr.wischen 
auch der Deutsche Gewerkschaftsbund aufge­
rufen. 

Oie Drille,Welt- und Solidaritiitsbewegung 
plant im Rahmen der Aktionswoche im kom­
menden Oktober eine Reihe von eigenständi· 
gen Aktivitäten, w lr..B. Aktionen gegen 
RUstungxxporte am "Tag des Antimilitaris· 
mus und der internationalen Solidarität" 
(18.10) und am "Tag der Betriebe" (19'.10.) 
(KontU.tadrene: KoordinationssteHe 
"Stoppt den RÜSlungsexport", c/oJunge Eu· 
ropäische Föderalisten, Berliner Platz), 5300 
Bonn). FUr den "Tag der Ministerien" 
(21.10.) ist eine große Blockade del Bundes­
ministerium, fUr wirt,chaftliche Zusammen· 
arbeit (8MZ) geplant (den Aufruf lr.U dieser 
Blockadeaktion veröffentlichen wir in AlB 
10/1983). KontaktadresM!: W. Rätz, Konrad· 
Adenauer·Platlr. 1,5300 Bonn 3. 
Das Koordinationsbüro Herbst '83, in dem 
auch Vertreter des Koordinationskreises 3. 
Weh arbeiten, stellt allen Interessierten eine 
Fülle von Materialien (Aufrufe, Plakate, 
Spucktenei. Buttons, Unterschriftenlisten, 
Rundbriefe usw.) lr.ur Verfügung. Anfragen 
sind lr.U richten an: Koordinationsbüro Herbst. 
83, Estermannstr. 179, 5300 Bonn 1, Tc:!. 
0228{ 678231f2. 

Nlkaragua·Aktianen 

Angesichts des militärischen Aufmarsches der 
USA gegen Nikaragua riefen das Infonna­
tionsbüro Nicaragua, das Antiimperialistische 
Solidaritätskomitee (ASK) U.a. zu vic:lfaltigen 
Solidaritiitsaktionen für das freie Nikaragua 
auf. Das ASK schlug lokale Demonstrationen 
(wie lr..B. am 13. August dJ. in Frankfurt), 
Mahnwachen und/oder Hungerstreiks, Pro­
testschreiben an die Botschaften der USA 
und Honduru', Distanzierungsaufforderun­
gen an die Bundesregierung und Großaktio­
nen Im September dJ. \"or. Das Infonnations· 
büro Nicaragua initiierte einen Aufruf, mit 
dem bundesweit zu fUnf regionalen Demon. 
Urationen am 10. September dJ . in Ham­
burg, Essen, Mainz, Stuttgart und Westberlin 
mobilisiert werden soll. Ihr Hauptanliegen; 
,,stoppt die US·Aggression gegen Nikara· 
gua!" 
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Paraguay: stroessner-Förderer 

Ein "Institut für deutsch·paraguayische Be­
ziehungen lr.ur Wiru chaflS- und Kulturför­
derung GmbH - Idpa" wurde in Stuttgart 
von CSU·MdB Hein\'; G. Aigner, einem 
Freund des Diktators Suoessner, aus der Tau­
fe gehoben. Das Institut setzt sieh zum Ziel, 
das schlechte Image des Stroessner-Regimcs 
in den hiesigen Medien aufzupolieren, bun· 
desdeutsche Investitionen in Paraguay gezielt 
zu fördern und einen Staatsbesuch Strocss­
ners in der BRD vonuberciten. 
Gegen diese Fördertätigkeit der Idpa und den 
geplanten Staatsbesuch Stroessne" wendet 
sich die Paraguay·Arbeitsgemeinschaft in ei­
ner Untenchriftcnaktlon. die bis zum 
30.9.1983 abgeschlossen werden soll. An­
schrift lr.um Anfordern und Einsenden von 
Unterschriftenlisten: Paraguay AG, Margere­
thenm. 11, 4050 Mönchengladbach I, Tel. 
02161·22394 

BRD·Rüstungsexport 

Eine Broschüre zum Thema Die gesetzlichen 
Bestimmungen für den Rüstungsexport der 
Bundesrepublik Oeul5chland, 72 S., 2,50 DM 
hat die Anti·Apartheid·Bewegung herausge­
bracht. DilI"in werden die einschlägigen ge­
setzlichen Bestimmungen und völkerrecht· 
lichen Verpflichtungen wie das UN·Waffen· 
embill"go gegen Südafrika von 1977 eineneits 
sowie die riistungsexportpolitische Praxis der 
Bundesrepublik andereneits untersucht. Ein 
Anhang enthiilt uhlreiche Dokumente. 
Den Verfassern gelingt der Nachweis, daß 
Wort und Tat der Bundesregierung in Sachen 
Rüstungsexport seit Jahren nicht übereinstim· 
men. Bestelladresse: AAB, Blücherstr. 14, 
5300 Bonn I 

Hamburg - Dritte Welt 

Welche Dritte-Welt-Groppe hätte sich nicht 
schon einmal den Kopf darüber zerbrochen, 
wie ein direkter Baug ihres ThemiiS zur wirt­
schaftlich'politischen Situation "vor Ort" 30m 
besten hergestellt werden kann, wenn man 
Aktionen startet? Die Arbeiugruppe Ham­
burg·Dritte Welt ist wichen Fakten, die eine 
unmittelbare Betroffenheit au$lösen können, 
nachgegangen und hat ihre Recherchen in ei­

"m 
SchwiU"Lbuch Hamburg - Dritte Wdt, 148 

Seiten,5 DM 
zusammengefaßt. Das Schwarzbuch unter­
sucht die Bedeutung von Hamburger Firmen 
im Handel mit der Dritten Welt sowie die 
Rolle des Hafens, über den diese Geschäfte 
abgewickelt werden. Dabei geht es u.a. um 
Kaffee aus EI Salvador, das Südfrüchte·Mono­
pol von Hamburger Importfinnen, Futtermit­
telimporte und Pestizidexporte, Hamburger 
Rüstungshandel, Gera.ngnisbauteile für latein­
amerikanische Folterkammern, Frauenhandel 
und Gaslarbeiterprobleme. An Hand solcher 
inhaltlicher Verknüpfungen werden schließ­
lich Aktionsbeispide entwickelt und \"orge' 
stellt. 

Bestelladresse: S. Schmieli, Turnerstr. 7, 
2000 Hamburg 6 

Buchtlps zur Türkei _ ..... 
»Modell" 
TÜRKEI 
Ein Land wird 
kaputtsaniert 

Raincr Werle, "Modell" TORKEl - Ein 
Land wird taputuaniert, Junius Verlag, 
Hamburg 1983, 209S. 
versucht am Beispiel Thrkei, die wirtschaft­
lichen Veränderu~n nachzuzeichnen, die 
den Monetarismus in Theorie und Praxis 
"an die Macht" gelangen ließen. Es unter­
sucht die Hintergründe des Militärpuuchcs 
vom September 1980 und die Auswirkun· 
gen auf die Bevölkerung. 
Di~ materialreiche Untersuchung gliedert 
sich in drei Hauptkapitel. Im I. Kapitel 
wird dargestellt, wie die türkische Wirt­
schaft seit dem 2. Wdtkrieg in immer 
stärker~ Abhängigkeit von den weSilichen 
Industrieländern gerät. Das 2. Kapitel zeigt 
auf, welche Vorstellungen der Monetaris­
mus beinhaltet. Im 3. Kapitel werden Ver· 
änderungen der türkischen Wirtschaft uno 
tersucht, die die monetaristische Politik be· 
wirkt hat. 
Plastische Eindrücke und Erlebni"e der All· 
gegenwart des türkischen Militärs vermittelt 
das Reportagen-Buch von: 
W. AlbrechtfB. Hoffmann, Kalter Wind a.m 
Bosporu, - Reise in eine unbekannte 
Türk~i, Welttreis-Verlag, Dortmund 1983. 
1965. 
Oie 8ekanntschaft der Autoren mit türki­
schen Demokraten in Westberlin hat ihnen 
in der Türkei TUren geöffnet und eine In­
tensitiit persönlicher Kontakte ermöglicht, 
die sonst kaum möglich gewesen wären. Die 
Fülle der Infonnationen über die Auswir­
kungen der Politik der Evren-Junta auf den 
Alltag der Bevölkerung machen diesen en· 
gagierten Reisebericht zu einem lesenswer· 
ten Buch. 



Tschad 

Die USA, Frankreich und Zaire haben ihr.: 
militärische Unterstützung rur den Machtha· 
ber im Tschad, Hintue Habn!, verstärkt. H. 
Habne war 3m 7. Juni 1982 an die Macht 
gekommen, nachdem er mit ägyptischer, 
sudalluischer und US- Unterstützung die 
Streitkräfte der Obergangsrcgierung der Na­
tionalen Einheit (CUNT) unter Goukouni 
Oueddci geschlagen hatte (vgl. AlB 1/1982, 
5.59; AlB 3/1983, S. 1I6f.; AlB 7-8{ 1982, 
5.82). Nach ihrer Rcorganisicrung gelang es 
den Truppen G. Oueddcis jedoch, mit militä­
rischer Unterstützung Libyens die strategisch 
wichtigen Städte Faya-wgcau im Norden 
und Abcehe im On<:n und insgesamt ein Drit­
tel deI Landes"/;u erobern. 

Frankreich, das 1982 die damalige Regierung 
unter G. Oucddei im Stich gelassen hatte, eil­
te diesmal den bedrängten Truppen H. Hab· 
ris sofort tU Hilfe und schickte sowohl 
schwere Waffen als auch Militärberater. In 
Abstimmung mit Frankreich und den USA 
stellte Zaire 2.000 Soldaten und ~chs 

Kampfflugzeuge zur Verfügung. Dadurch ge­
lang es bis zum 30. Juli d.J ., die beiden 
Städte zurückzuerobern. 
Ein Aufruf der Organiu.tion für Afrikanische 
Einheit (OAU) vom 17. Juli. der sich gegen 
jede äußere Einmischung wandte und die 
kämpfenden Parteien zu Verhandlungen auf­
rief, wurde von H. Habri abgelehnt. 

Behauptete Angriffe libyscher Kampfflugzeu­
ge gegen die Truppen H. Habris in Faya· 
largeau ab dem 30. J uli, die von libyscher 
Seite strikt dementiert werden, nahmen die 
USA, FrankreicH und Zaire zum Anlaß, ihr 
militärisches Engagement erneut zu verstär­
ken. Zaire schickte weitere 700 Soldaten, 
500 französische Fallschinnjäger wurden aus 
der Zentralafrikanischen Republik in den 
Tschad geflogen. Die USA erhöhten ihre be­
I"l:iu gewlilirten Waffenlieferungen von 10 
Mio Dollar auf 25 Mio DoUar. Zwei AWACS­
FrUhwamflugzeuge, die von acht F-15·Ab· 
fangjägem begleitet wurden, iiberwachten 
den Luftraum über dem Tschad und Ubyen. 
Parallel dazu fanden Manöver der US-Marine 
vor der libyschen Küste und übungen der 
Schnellen Eingreiftrupp-c in Ägy pten, Sudan, 
Somalia und Oman statt. Tro~dem konnte 
die erneute Eroberung Faya·largeaus durch 
die Armee der GU"''T am 10. August dJ. 
nicht verhindert werden. 

Westsahara 

Marokkos König Has~n 11. versagte einem 
Treffen 1.wischen Vertretern seiner Regierung 
und der wesUahraouischen Befl"l:iungsbewe­
gung Frente POLiSARIO seine Zustimmung. 
Damit scheint der von der Organisation rur 
Afrikanische Einheit (OAU) im J uni dJ. ver­
einbarte Pro~e6 in Richtung eines Referen· 
dums (siehe AlB 11-12/1982, S.75) erst ein· 
mal blockiert. 
Dem OAU-Enucheid 1.ufolge wllten direkte 
Verhandlungen zwischen den beiden Kon· 
f1iktparteien im Rahmen eines "Durchfiih· 
rungsausschusses" bis zum 20. Juli 1983 auf­
genommen werden. Der Ausschuß sollte u.a. 
die "Einhaltung der Waffenruhe" sichern und 
die Modalitäten "der Abhaltung des Refel"l:n­
dums im De1.ember 1983" über die Selbstbe­
stimmung des Volkes der Westsahara aUloilr· 
beiten. 
Anstatt zu einer Waffenrube kam es nun 1.U 
einer Neubelebung der militärischen Ausein· 
andersetzungen. Im J uli/August dJ. fUhrt/! 
die POLISARIO mehl"l:re Angriffe auf marok­
kanische Stellungen in der Region Lemseyed 
durch. Nach Angaben der Frente wurden da­
bei bis zum 2. August über 700 marokkani­
sche Militärs getö t~l. 

Südafrika 

Anläßlich der geplan ten Verfauungsänderung 
in Südafrika formiert sich seitens der schwar­
zen Bevölktrung verstärkter Widerstand. Am 
21.5.1983 bildete sich die Vereinigte Demo­
kratische Front (UDF), bestehend aus mehr 
als 100 Gewerkschafts·, Studenten·, Frauen· 
und kin:hlichen Organisationen. Sie beruft 
sich auf die 1955 verabschiedete Freiheits· 
charta und fordert einen nichtrassistischen 
Staat. in dem alle 8evölktrun~gruppen 

gleichberechtigt sind, die Aufhebung der jet-
1.igen politischen Justi"l. und die Verwirkli­
chung elementarer Menschenrecbte. Am 
11./12.6.1983 wurde eine zweite Bündnis­
organisation, die Nationale Front (NF), ge­
gründet, die sich auf Positionen des Schwar­
ztn SeLbstbewußueins stUtzt und im Gegen· 
sat1. 1.ur UDF jede Zusammenarbeit mit Wei· 
ßen ab lehnt. 
Auf die neue Formierung der Opposition rea· 
gierte die südafrikani,che Regierung mit neu­
en Verbaftungen und Bannungen. von denen 
auch Winnie Mandela. die Ehefrau des 
"ANCPriisidenten Mandcla, betroffen ist . 

Kurzinformationen 

Kapverden 

Mit der Annahme eines neuen Programms 
und Statuts sowie weiterer Grundsat1.doku­
mente Uber die Aufgaben des Staat~n. der 
Wirtschaft und des Bildungswesens wurde am 
27.6.1983 der 2. Parteitag der Afrikanischen 
Unabhiingigkeitspartei der Kapverden 
(PA ICV) b~ndet. 
Im Zentrum der Diskussionen !ltand die 
Landwirtschaft. Dernit können nur rund 
42.000 ha landwirtschaftlich genutzt werden, 
wovon nicht einmal 2.000 ha bewässert und 
der Rest von den in der Sahel·Zone spärli· 
chen RegenfaHen abhängig ist. Der Bau tau· 
sender kleiner Dämme und die Eqchließung 
von Grundwasservornilen sollen die Ernten 
sichern; ein großes Wiederaufforstungspro_ 
gramm wll die fortschreitende Erosion der 
Böden stoppen. 
Mit der zUgigen Durchführung der 1982 vom 
Parlament beschlos5~nen Agrarrefonn sollen 
die archaischen Besitzverhähnisse aufgebro­
chen werd~n. Demzufolge wird schrittweise 
gegen Entschädigung alles von den Besit1.em 
nicht selbst bearbeitete Land über I ha (be· 
wässert) bzw.:' ha (unbewänert) in genossen­
schaftliches Eigentum der bisher abhängigen 
Landarbeiter und Pächter überführt werden. 

Libanon 

Im Widerspruch zum libanesisch·israelischen 
Abkommen vom 17.5. 1983 (siehe AlB 
7.8/1983, S. 30ff.) enuchied sich die Regie­
rung Begin einseitig zu einer teilweisen 
Rückverlagerung ihrer Truppen auf die Unie 
des Awali·Flussel im Herbst dJ. Demnacb 
werden die Besatzer 50·60 km nördlich der 
israelischen Grenze Stellung bniehen und 
sich - so Verteidigungsminister Arens -
möglicherweise für Jahre dort einrichten. 
Selbst Libanons Präsident Amin Gemayel sah 
darin einen Schritt hin "tUT faktischen Teilung 
des Landes 1.wischen israel und Syrien. Er 
suchte Ende Juli dJ. bei einem Besuch in 
Washington um dessen Gegendruck auf M. 
Begin nach. Offenbar vergeblich, denn US­
Außenminister G. Shultz hitß am 28.7.1983 
die israelische Frontbegradigung ab richtigen 
"Schritt in Richtung eines totalen Abzugs" 

SU·· 
Israels bevorstehender Abzug aus der Umge­
bung Beiruu und des Schufgebirges lösle eine 
Neubelebung der militärischen Auseinander­
setzungen 1.wischen Phalange-Miliun und von 
ihnen dominierten Armee-Einheiten einer­
seits und opposilioneLlen Mili1.en des Drusen­
flihrers Walid Djoumblatt andererseits aus. 
W. DjOl.lmblatt gab 3m 23.7 .1 983 in BaalbeCk 
die Gründung einer Front der Nationalen 
Rettung bekannt, der Ex·Pr'.isident Franjieh, 
Ex·Premienninister Karameh, der Nationale 
Block des R. Eddi und die Gesamtheit der 
libanesischen Linken angehören. Sie wollen 
sich dem Abkommen vom Mai dJ. und der 
beabsichtigten Ausdehnung der phalangisti­
schen Vormacht auf sämtliche LandeSIeile 
yel"l:int widersetzen. Die Front will laut W. 
DjoumblaU in den von ihr dominierten Ge­
bieten - so im Norden, im Osten oder im 
drusischen Siedlungsgebiet des Schuf - die 
Verwaltung selbst in die Hand nehmen. Und 
sie will dem Vorrücken de r Armee bewaffne­
ten Widerstand leisten. solange eine nationale 
Verständigung nich t erreicht sei. 
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Kurzinformationen 

Osttlmor 

Anfang Juli 1983 fand in Lisubon ein Tref· 
fen zwischen Vertretern der Rc\'olutionären 
Front zur Befreiung Ontimon (FRETILIN) 
und einer indonesc,chen Dekgation stau. An­
Khlie6end forderte die FRETILIN auf einer 
Pressekonferenz den bedingungslosen Abzug 
der indonesis.chen Besatzungstruppen und die 
Einrichtung einer UN-Friedenstruppe. Die 
FRETILIN gab bekannt, daß seit dem 
23.3.1983 in Osuimor erstmals seit 8Jahren 
Waffenstillstand herrsche, der nach Verhand­
lungen zwischen Vertretern der indonesi­
schen Militärs unter Oberst Purwanto und der 
FRETILIN in den befreiten Gebieten zu­
stande gekommen sei. 
Dicse Verhandlungen wurden von der FRE­
TlLlN als Erfolg ihres Widerstandes gegen die 
indonesische Annexion gewertet. Die indo­
nesische Regierung spricht allerdings nur von 
Beratungen, um die FRETJLlN nicht als ver­
handlungsbcrechtigt anerkennen zu mi.issen. 
Ober die Punkte der Verhandlungen soll- so 
die FRETILlN - die indonesische Regierung 
die Vereinten Nationen infonnieren. Es han· 
delt sich dabei um den Abzug der indonesi­
schen Truppen, die Einrichtung einer Frie­
denstruppe, die Durchführung einer Volks· 
befragung über die weitere Zugehörigkeit zu 
Indonesien und ein Weiterbestehen bewaffne­
ter Einheiten der FRETILIN zum Schutz der 
Bevölkerung. Ob die Verhandlungsbereit­
schaft Indonesiens echt in oder nur ein kos­
metischer Schachzug, um einer neuerlichen 
Veruneilung durch die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen zu entgehen, müuen d ie 
nächsten Wochen zeigen. 

SrI Lanka 

Bei den von der Regierung unterstützten Ge­
waltakten der singhalesischen Bevölkerungs· 
mehrheit gegen die tamilische Minderheit 
kamen auf Sri Lanka im Juli/August dJ. 
mehr ab 200 Meruchen ums Leben. Ca. 
80.000 Tamilen wurden durch Brandstiftung 
obdachlos und binnen weniger Tage zu 
Flüchtlingen. 
Diese: Auuchreitungen hatten mit der Er· 
schießung yon 13 singhalesischen Soldaten 
durch tamilische GuerillerOJ und nachfol~n­
den Massakern an tam~i5Chen Gefangni'insas· 
sen durch singhalesische Mitgefangene ihren 
Anfang genommen. Präsident Jayewandere, 
der sich erst Ende Dezember 1982 unter Um­
gehung demokratischer Wahlen bis 1989 als 
Staatschef "bestätigen" ließ, nahm diese Er­
eignisse zum Anlaß, um in einem Frontalan· 
griff gegen die politische Opposition im lan­
de vorzu~hen. Die zweimärkste Partei im 
Parlament, die Vereinigte Tamilische Befrei· 
ungsfront (T ULF), wurde verboten. Ebenso 
drei linke Parteien, darunter die Kommunisti· 
sche Partei Sri Lankas. 
Die etwa 3,5 Mio Menschen zählende Bevöl· 
kcrungsminderheit der Tamilen wird seit Jah' 
ren in Sri Lanka ab Bürger 2. Klasse behan­
de lt. Organisationen der Tam~en werfen der 
Regierung Jayewardene vor, ein Regime des 
Rasse:nhaues installiert zu haben, um damit 
die wirtschaftlichen Schwkrigkeiten des ln­
se:lstaates zu überdecken. Da die singhalesi­
sche Mehrheit alle wesentlichen politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Positionen 
fest in ihrer Hand hält und die vor allem im 
Norden und Onen des Landes lebenden Ta· 

54 

• 
~, ..... 
8cneln<le T.m,~n ouf Sn unh 

milien in allen Belangen kraß benachteiligt 
werden, wird deren Streben nach einer eige­
nen Regierung, einem eigenen Staat "Eelam", 
immer größer. Für Ministerpräsident Jaye­
wandere ist dies ein willkommener Anlaß, die 
buddistisch-iinghalesische Bevölkerungsmehr· 
heit ~gen die hinduistisch-is lamischen, aus 
Südindien stammenden Tamilien auszuspie­
len. 

Indien 

1m Juli 1983 publizierten indische Tageszei· 
tungen in großer Aufmachung Dokumente, 
die eine Unterstützung der nationalistischen 
Bewegung der Sikhs durch die USA belegen. 
Danach fördert Washington den Schmuggel 
von automatischen Waffen sowie von Kara· 
binern und Sprengstoff über Pakistan nach 
Indien und finanziert Ausbildungslager der 
Sikh, auf pakisunischem Boden. 
Etwa uitgleich intensivierten die Sikhs im 
Bundesstaat Punjab ihre gewaltsame Kam· 
pagne rur einen separaten Staat "Khalistan". 
Nac't einem aufsehenerregenden Mord an ei· 
nem indischen Polizeioffizier im Goldenen 
Tempel, dem großen Sikh·Heiligtum, tru~n 
Bombenanschläge auf Busse und Eisenbahnen 
zu weiterer Verunsicherung der Bevölkerung 
bei. 

Uruguay 

10 Jahre nach dem Putsch der Militärs sah 
sich das Regime General Gregorio Alvarcz 
durch den zunehmenden Widerstand der 
Opposition gezwungen, politische Zugeständ­
nisse zu machen und den bürgerlichen Par· 
teien einen gewissen Spielraum einzuriiumen 
(vgL AlB 1/ 1983, S. 18·21). Doch kaum hat· 
te der "Dialog" zwischen den Militärs und 
den erst im Juni dJ. wiederzu~lasscnen Par· 
teien (Blancos, Colorados und Union) begon­
nen (siehe AlB 7-8/1983, S. 74), da wurde er 
am 5. Juli dJ. wieder abgebrochen. 
Unter dem Vorwand der Eindämmung "einer 
marxistischen Gefahr" beschränkte das Re­
gime in einem Dekret vom 6.8.1983 die Akti­
vitäten der drei Parteien. Die Schließung der 
oppositiondIen Zeitung La Democracia du 
Mehrheit der Nalionalpartei (Blan«>s), die 
Verhaftung ihres FühTt"rs Cannillo Mederos, 
das Verbot g.:werkschaftlicher und politi· 
scher Versammlungen und die Verhaftu~ 
einiger Kundgebungsteilnehmer kündi~n ci· 
nen härttren Kurs der ~1ilitän an. 

Brasilien 

Ende Juli dJ. kamen die Verhandlungen Bra­
siliens mit dem Internationalen Währungs· 
fonds (IMF) über die Auszahlung der zweiten 
Rate (4 I I Mio Dollar) eines 5·Mrd-Dollar· 
Kredites zum AbKhluß. Als Vorbedingung 
verlangte der IMF eine drastische Reduzie­
rung des brasilianischen Haushaltsdefizitcs. 
Dies sollte vor allem durch eine Erhöhung des 
Benzinp~ises um 45%, Kürzungen bei den 
Subventionen für Stahl, Strom, Weizen und 
Milch, durch Steue~rhöhungen und durch 
eine Veneuerung der Kredite an die Land· 
wirtschaft erreicht werden. 
Angesichts dieser Maßnahmen und einer rur 
1983 erwarteten Preissteigerungsrate von 
120% erklärten zuerst die Erdölarbeiter Sao 
Paulos den Streik, gefolgt von 70.000 Metall­
arbeitern der Region, die rur vier Tage die 
Arbeit niederlegten. Für den 21. Juli dJ. 
schließlich war von 137 Gewerkschaften zum 
landeswciten Generalstreik aufgerufen wor· 
den, der jedoch nur in einigen Großstädten 
befolgt wurde. Während in Sao Paulo 
400.000 Arbeiter streik ten, nahmen in Rio 
de Janeiro 50.000 Menschen an einer Demon· 
stra tion gegen die Wirtschaftspolitik des Regi· 
mes teil. 
Maßgeblich für die nur teilweise Befolgung 
des GeneralSlreikaufrufs war der massive Ein­
satz der Polizei und des in Alannbereitschaft 
versetzten Militärs. 

Guatemala 

Am 8. August wurde durch einen Militä .. 
putsch unter Führung des früheren Verteidi· 
gungsministers, General Oscar Mejia Vietores, 
der bisherige Präsident, General Rios Monn, 
geSlün:t. 
Der neue StaatKhef, der als "harter Konser­
vativer" gilt, kündigte einen "Kampf gegen 
die Korruption", die Rückkehr zUr "Verfas· 
sungsmäßigkeit" im Geiste einer "nationali· 
stischen Demokratie", Wahlen zu einer Ver­
fassu nggebenden Versammlung im Juli 1984 
und die Auflösung der von Rios Monn ge­
schaffenen geheimen Sondermilitärgerichte 
an. Gleichzeitig bekräftigte Oscar Mejia seine 
Entschlossenheit, den Kampf gegen die 
,.marxistisch-leninistische Subversion", d.h. 
gegen die Befreiungsbewegung, rortzusetzen. 
Oscar Mejias Hauptinteresse Kilt der V~rbes­
scrung der Beziehungen zu den USA, von wo 
aus in jüngster Zeit vermehrt Kritik daran 
laul geworden war, daß Rios Monn sich nicht 
entschlossen genug in die aggreSllive Milld· 
amerikapolitik der Reagan'Administration 
einfügte. Konscquenterweisc grifft Mej ia aur 
sdn"r ersten Pressekonferenz Nikar .. gua als 
den "Hauptschuldigen" der MillcJamerika­
krisc an und lehme die l'riedensbemühungcn 
der Contadora-Grupp'" entschieden ab. 
Für die Annahme, Oscar Mejia habe rur sei· 
ncn Putschplan grünes Licht au! Washingtoll 
ahalt~n, spricht, daß er (rst am 6. August 
dJ. mit dem Chef des in Panama statlonier­
t~n Südkommandos der US·Arm~~, General 
Pau! Gonnan, zusammengetroffen war. Dw 
US·Bol5chafter in Guatemala, Chapin, war 
bd den Puuchverhandlun~n des guatemalte· 
kisehen OffIzierSkorps im Präsidenten palast 
zeitweise anwesend. Und wenige Tage vor 
dcm Putsch war Oscar Mcj ia auch mit einern 
Vertreler des US·Außenministeriums, McCor­
mack, zusammengetroffen. 
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